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CXe*Üna- e 2 JDeutſche Rechtſprechung.
Jn der Sonntagnummer berichteten wir bereits, daß der

raf Pückler von der Strafkammer in Glogau freige-
Fprochen worden iſt. Der Anklage lag eine Rede zu Grunde,
die Pückler gehalten hatte und die ſpäter auch im Druck er
ſchien. Jn der Rede kam u. a. folgender Paſſus vor:

„Warum ſtehſt du noch immer unthätig am Markt, du
ärtiger, reckenhafter Germane Friſch auf, er-

manne dich endlich und werde ein Held; tritt in die Reihen
der chriſtlichen Streiter und faſſe den Juden am Kra-

gen mit deiner bärenhaft ſtarken Fauſt und haue ihm die
cke voll, daß die Knochen im Leibe krachen, dann

wird der Mann jämmerlich um Gnade ſchreien und wieder
Reſpekt bekommen vor der deutſchen Kraft.“
Das Gericht ſah darin keine Aufreizung zu Gewaltthätig-
keiten. Die Verhandlung ſelbſt war ſehr intereſſant. Graf
Pückler ſagte ganz freimütig:

„Jch bin der Meinung, wenn ein jüdiſcher Wucherer einmal
eine Tracht Prügel erhält, ſo kann das durchaus nicht

aden Jch habe vor einiger Zeit noch bedeutend
ere Ausdrücke gegen die Sozialdemokraten ge

aucht. Jch habe geſagt ſchlagt die Kerls mit Knüp-
S heraus, wenn ſie es wagen, noch einmal ins

orf zu kommen und aufhetzeriſche Reden zu
halten: es iſt niemandem eingefallen, in dieſer Redewen-
dung eine Anreizung zu Gewaltthätigkeiten zu erblicken. Die

t n ſind aber empfindſamer.“
Tin Zeuge, gefragt, welchen Eindruck die Rede des Grafenauf ihn Wowacht habe, ſagt: „Einen ſpaßhaften.“ Ein an-

derer bekundet, der Herr Graf habe durch ſeine Diener
der in Rede ſtehenden Verſammlung einladen laſſen. Er

be auch die Verſammlung beſucht. Er hatte die Auffaſſung
ewonnen, daß der Herr Graf es nicht o böſe gemeint habe.
er Staatsanwalt führte aus: „Objektiv liegt zweifel

los eine Verletzung des S 130 des Strafgeſetzbuchs vor. Jch
6 aber, daß auch in ſubjektiver Beziehung eine ſolche
Verletzung vorliegt. Die Worte: „Haut den Juden die Jacke
voll, damit denſelben die Knochen im Leibe brechen,“ ſprechen
doch zweifellos dafür, daß der Angeklagte die Abſicht hatte, zu
Gewaltthätigkeiten anzureizen.“ Demgegenüber bemerkte der
Verteidiger Dr. Vielhaben: „Es wird auf dem Poarkett
eine ganz andere Sprache geſprochen als auf dem Kohlenplatz.Auf PLeterem ſpricht man eben, wie einem der Schnabel ge-
wachſen iſt. Während muſikaliſch gebildete Leute ein klaſſiſches
Konzert mit Hochgenuß anhören, und bei dem Hören von
Straßenmuſik ſich die Ohren zuhalten, ſchlafen die ungebil-
deten Klaſſen in einem klaſſiſchen Konzert ein und ergötzen ſich
an der Straßenmuſik. Gebildete Leute dürften ja in der Rede
des Herrn Grafen eine Gefährdung des öffentlichen Friedens

ehen, in den niederen Kreiſen denkt man aber anders darüber.
dieſen Kreiſen würde man vielleicht von der heutigen Rede

des Herrn Staatsanwalts ſagen: er wvollte durch
Schliche und Fallgruben dem Angeklagten etwas anhaben.“
Darauf ergriff der Angeklagte Graf Pückler nochmals das
Wort und ſagte u. a. „Selbſtverſtändlich lag es mir fern, die
Bauern aufzufordern, die Juden totzuſchlagen. Das wider-
ſpricht ja ſchon unſerer chriſtlichen Religion. Aber ich will mit
aller Energie den Kampf gegen das Judentum aufnehmen und
hoffe, daß Gott der Herr mich dabei unterſtützen wird. Nicht
um meine Perſon handelt es ſich heute, ſondern um die
Ehre des ganzen großen deutſchen Volkes. Wenn Sie
mich freiſprechen, dann werden alle deutſchen Bauern und

ndwerker dieſen Spruch mit Freuden begrüßen. Auf Jhren
heutigen Urteilsſpruch ſieht das ganze deutſche Volk.Ich mache Sie darauf aufmerkſam, meine
Herren Richter, daß Sie dereinſt einem höheren
Richter Rechenſchaft ablegen müſſen, und daß
der Gerichtstag fürchterlich werden könnte,
wenn Sie einen Urteilsſpruch fällten, der dem Bewußtſein des
deutſchen Volkes zuwider wäre. Ich bin aber überzeugt, daßauch in Jhrer Bruſt ſchlägt das Gefühl für das Glück und
die Wohlfahrt des deutſchen Volkes.“

Nach kaum halbſtündiger Beratung des Gerichtshofes ver-
kündet der Vorſitzende Landgerichtsrat Knoll folgendes Urteil:
Der Gerichtshof hat ſich bezüglich des objektiven Thatbeſtandes
vollſtändig den Ausführungen des Herrn Staatsanwalts ange
chloſſen. Objektiv betrachtet liegt zweifellos eine öffentliche
nreizung zu Gewaltthätigkeiten im Sinne des 8 130 des

Strafgeſetzbuches vor. Bei Beurteilung der Sache war jedoch
die Perſönlichkeit des Angeklagten, Grafen Pückler, in Betracht
zu ziehen. Dabei hat der Gerichtshof die Ueberzeugung ge
wonnen, daß der Angeklagte ſich auch nicht im Sinne des
dolus eventualis ſchuldig gemacht hat. Wenn auch der Ange-
klagte heute unvorſichtigerweiſe geäußert hat: es könnte nichts
chaden, wenn einmal ein jüdiſcher Wucherer verhauen wird,

at der Gerichtshof doch lediglich die Aufgabe, die That-Dunanve u prüfen, die S Erhebung der Anklage geführt

ben. s iſt nun dem Gerichtshof bekannt, daß der Ange-
agte als ein Mann bekannt iſt, der ſich leicht von ſeinen Ge-

fühlen hinreißen läßt, und deshalb in ſeinen Ausdrücken nicht
ade wähleriſch iſt, daß er aber andererſeits von idealen

ielen erfüllt iſt und nur das Gute will. Der Gerichtshof
at daher nicht die Ueberzeugung gewonnen, daß, der Ange-

te auch nur das Bewußtſein hatte, es könne der öffentliche
ede geſtört werden. Gegen den Grafen Pückler war da-
auf Freiſprechung zu erkennen. Die Koſten des Verfahrens

allen der Staatskaſſe zur Laſt.

Jm Grunde genommen ſind es recht vernünftige Grundſätze,
die in der Urteilsbegründung ausgeſprochen worden ſind. Das
Traurige dabei iſt nur, daß dieſe Grundſätze nur in den ſelten
ſten Fällen zur Anwendung gelangen, faſt nie aber, wenn es ſich
um Arbeiter oder ſozialdemokratiſche Redakteure handelt. Wir
haben aus unſerer Praxis eine ganze Anzahl Fälle zu verzeichnen,
in denen ſchwere Strafen wegen weit milderer Ausdrücke ver-
hängt worden ſind. Das iſt das Charakteriſtiſche an der deut
ſchen Rechtſprechung, daß wenn zwei dasſelbe thun, es nicht das-
ſelbe iſt.

Hat ſich die Glogauer Strafkammer in der Angelegenheit des
Grafen Pückler von ganz vernünftigen Erwägungen leiten laſſen,
ſo hat das Reichsgericht in der Angelegenheit unſeres Genoſſen
Müller in Magdeburg ſich ſtarr an den Buchſtaben des Ge
ſetzes gehalten. Es hat am Sonnabend die Reviſion unſeres
bekanntlich wegen Kaiſerbeleidigung zu 4 Jahren Gefäng-
nis verurteilten Genoſſen verworfen, weil das Urteil in
keiner Weiſe einen Rechtsirrtum erkennen laſſe. Das Urteil
iſt damit rechtskräftig geworden und ein materiell Un-
ſchuldiger muß die furchtbare Strafe verbüßen, wenn es nicht
gelingt, ein Wiederaufnahmeverfahren zu erzielen.S das letztere möglich ſein wird, ſteht dahin. Vielleicht
wird es ſich ſchließlich ergeben, daß der Genoſſe Albert Schmidt
ſich umſonſt bezichtigt hat und daß zwei Menſchen wegeneiner „Strafthat“ buße müſſen, die, wenn unſere Recht-
ſprechung dem Geiſt der Zeit entſpräche, überhaupt den Straf-
richter nicht beſchäftigt hätte.

Bei der Kritik von Gerichtsurteilen muß man heutzutage
ungemein vorſichtig ſein, und ganz beſonders in Halle. Die
Kritik des Urteils gegen Müller hat bekanntlich unſerem Ver-
antwortlichen ſchon einen Monat Gefängnis eingebracht. Wir
beſchränken uns deshalb auf die wenigen Ausführungen. Und
ſchließlich erübrigt es ſich auch, die beiden behandelten Urteile
xritiſch zu würdigen. Die Thatſachen ſprechen für ſich.

Aus dem Reichstage.
Berlin, 14. Mai 1899.

Die Durchpeitſchung ging geſtern weiter; daß aber die Ver-
handlungen geſtern ein raſcheres Tempo angenommen, als an
den vorigen Tagen, kann man mit beſtem Willen nicht be
haupten. Auch die Beſetzung des Hauſes hielt ſich geſtern noch
ſo ziemlich auf der alten Höhe; beſonders die Einpeitſcher
um einen engliſchen Ausdruck zu gebrauchen des Zentrums
ſcheinen mit großer Energie ihres Amtes gewaltet zu haben.
Sonſt freilich bildete die geſtrige Sitzung einen ſcharfen Gegen-
ſatz zur vorgeſtrigen und nun vollends zur Mittwochſitzung;
träg und langſam ſchlich ſich die Debatte dahin hatte ſie an
den vorigen Tagen einem ſprudelnden Bergſtrome geglichen,
ſo ähnelte ſie geſtern mehr dem Rheine in der Nähe ſeiner
Mündung. Geſprochen wurde freilich genug; aber zu einem
friſch-fröhlich-freien Wortgefecht kam es nicht. Die Agrardebatte
hatte geſtern ihr Ende gefunden. ſie ſcheint auf der Rechten
eine gewiſſe Mattigkeit zurückgelaſſen zu haben, die ſelbſt auf
Herrn von Stumms wohlerprobten Eifer im Sozialiſtentöten
lähmend gewirkt hat: ſonſt hätte ihn unſeres Parteigenoſſen
Sachſes ungeſchminkte, aber darum um ſo richtigere Charakte-
riſtik der Grubenbarone ſicher zu einem Wutausbruch veranlaßt.
Außer Sachſe ſprachen von der ſozialdemokratiſchen Fraktion
noch Molkenbuhr, welcher Mißſtände im Schiffahrtsgewerbe
gebührend geißelte, und Stadthagen. Jntereſſant war ein
kleines Geplänkel zwiſchen Hilbck, dem Führer des ſpezifiſch
antiſozialen Teiles der Nationalliberalen und den Zentrums-
Sozialpolitikern Hitze und Stötzel, deren Antrag auf Demo-
kratiſierung des Knappſchaftskaſſenweſens mit ſozialdemokratiſcher
Hilfe angenommen wurde. Ferner ſetzte das ſüddeutſche Zen-
trum aber keineswegs mit ſozialdemokratiſcher Hilfe
durch, daß kleine Bauern u. ſ. w., die nebenbei im Tagelohn
arbeiten, auf ihren Antrag von der Verſicherungspflicht aus
genommen werden ſollen. Als die Uhr auf 6 ſtand, war
der Reichstag glückich bis S 7a gelangt. Die nächſte Sitzung
ſoll am Montag um 1 Uhr beginnen.

Deutſcher Reichstag.
81. Sitzung vom 13. Mai, 1 Uhr.

Am Tiſche des Bundesrats: Graf Poſadowsky.
Die zweite Beratung des Jnvalidenverſicherungs-

geſetzes wird fortgeſetzt bei S 4a, welcher die Befreiung von
der Verſicherung auf Antrag ſolcher Perſonen vorſieht, welche
Penſionen, Wartegelder, Renten wenigſtens im Mindeſtbetrage
der Jnvalidenrente genießen oder zu erwarten haben.

Abg. Zehnter (3.) will auch ſolche Perſonen von der Ver-
ſicherungspflicht auf ihren Antrag befreit wiſſen welche Lohn-
arbeit nur in beſtimmten Jahreszeiten übernehmen, im übrigen
aber ihren Lebensunterhalt als Betriebsunternehmer nur
ſelbſtändig erwerben oder ohne Lohn oder Gehalt thätig ſind

Abg. Dr. Lehr (natl.) beantragt Hierzu hinzuzufügen, „ſo
er dieſelben nicht bereits 100 Wochen lang Beiträge ent-
richtet ſind.

Abg. v. Saliſch (konſ.) wünſcht zwar, daß die Wohlthaten
der Verſicherung möglichſt vielen Landwirten und Handwerkern
zugänglich gemacht würden, will aber mit Rückſicht auf die aus
Süddeutſchland geäußerten Wünſche für den Antrag Zehnter
ſtimmen.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Der Antrag Zehnter will den
kleinen Bauern und Handwerkern dadurch einen Nutzen zu-

wenden, daß ſie der Verſicherungspflicht enthoben werden. Wir
verlangen prinzipiell, daß alle, die als Lohnarbeiter thätig ſind,
auch die Beiträge zahlen. Außerdem liegt der Antrag Zehnter
auch gar nicht im Intereſſe der betr. Leute. Ein Handwerker
der in älteren Jahren infolge einer Verſchlechterung ſeiner
wirtſchaftlichen Lage Lohnarbeiter wird, muß dann kleben ohne
Ausſicht auf Rente, weil er in jüngeren Jahren von der Ver-
ſicherungspflicht ausgeſchloſſen geweſen iſt. Es iſt aber kein
Grund vorhanden, dieſe Leute der Verſicherungspflicht zu ent-
heben. Und wenn die kleinen Bauern in Süddeutſchland
meinen, ſie würden davon Vorteil haben, ſo ſollten Sie gerade
dieſer falſchen Auffaſſung der Leute entgegentreten. Damit
würden Sie ihnen einen größeren Gefallen thun, als wenn
Sie ſie aus der Verſicherung ausſcheiden. (Beifall bei den
Sozialdem.

Beide Anträge werden nach längerer Diskuſſion mit großer
Mehrheit angenommen, desgleichen S 4a in der abgeänderten
Kommiſſionsfaſſung und debattelos s 4b.

S 5 trifft beſondere Kaſſeneinrichtungen für Beamte unter
beſtimmten Vorausſetz ingen.

Abg. Stötzel (3.) beantragt die Zuziehung in geheimer Wahl
gewählter Vertreter der Arbeitnehmer zu der Verwaltung der
Knappſchaftskaſſen.

Direktor im Reichsamt des Jnnern v. Woedtke bittet um
Ablehnung des Antrages, der einen Eingriff in die Verfaſſung
der beſtehenden Knappſchaften bedeute.

Oberbergrat Fürſt bittet gleichfalls um Ablehnung des An-
trages Stötzel.

Abg. Hilbck wendet ſich mit großer Animoſität gegen den
Abg. Stötzel. Der von dem Abg. Stötzel vorgeſchlagene Ein-
griff in die Verfaſſung der Knappſchaftskaſſen liege nicht im
Intereſſe der Arbeiter.
Abg. Frhr. v. Stumm (Rpt.) erklärt ſich ebenfalls gegen

Eingriffe in das „vortreffliche“ Knappſchaftsweſen, in das er
keine „verhetzenden“ Einflüſſe hereingetragen wiſſen will.

Abg. Sachſe (Soz.): Herr von Stumm iſt natürlich gegen
das gleiche, allgemeine und geheime Wahlrecht auch bei Kaſſen-
wahlen. Das geprieſene Bochumer Statut des Herrn Hilbck iſt
ungerecht; es läßt die Arbeiter 25 Proz. mehr Beitrag
zahlen als die Arbeitgeber und giebt doch den letzteren das
gleiche Stimmrecht. Wir werden alles daranſetzen, dieſe Un-
gerechtigkeit aus der Welt zu ſchaffen wird der Antrag Stötzel-
Hitze abgelehnt, bringen wir ihn bei der Beratung des Berg-
geſetzes wieder ein. Aufs entſchiedenſte muß ich beſtreiten,
daß in Herrn Hilbcks geprieſenem Bochumer Verein Recht und
Wahrheit, wie er behauptet, herrſchen: die Zahlen der Bei-
träge ſprechen eine ganz andere Sprache. Herr von
Wödtke will nicht durch eine ſolche reichsgeſetzliche Beſtimmung
in die Knappſchaftskaſſen eingreifen, aber auf alle Fälle greift
dieſes Geſetz in dieſelben ein; wir haben alle Urſache, daß die
Unternehmer den Reichszuſchuß nicht in die eigenen
Taſchen ſtecken, d. h. ihn benutzen, um ihre eigenen Beiträge
zu ſparen, ſondern daß er wirklich im Jntereſſe der
Arbeiter verwendet wird. Eine Beſtimmung, die den Kaſſen
in Zukunft ſolches verbietet, wäre daher ſehr angebracht und
wir werden deshalb für den Antrag Stötzel ſtimmen, obgleich
derſelbe nicht weit genug geht. Selbſt das preußiſche Abgeord
netenhaus hat eine Reſolution für die Einführung des allge-
meinen und geheimen Wahlrechts bei den Knappſchaftswahlen
beſchloſſen. Wir bedauern, daß der Antrag Hitze-Stötzel nicht
einmal ſo weit geht, wie dieſe Reſolution des Abgeordneten-
hauſes und namentlich nicht ausdrücklich die Nichtwählbarkeit
der Werkbeamten beſtimmt. Die Lä ch ſiſchen Herren Gruben-
beſitzer thun alles Mögliche, um Oberſteiger c. zu ſogenannten
Arbeitervertretern wählen zu laſſen wirkliche Arbeitervertreter,
auch wenn dieſelben nicht einmal Sozialdemokraten ſind, wenn
ſie 20, ja 30 Jahre in dem Bergwerk gearbeitet haben, wenn
ſie ſieben und mehr. Kinder beſitzen, maß regeln ſie, wer-
fen ſie aufs Pflaſter, wenn ſie ſonſt ihre Wahl nicht haben
hindern können. Jmmerhin hat der Stötzelſche Antrag, trotz-
dem er nicht weit genug geht, einen berechtigten Kern; wir
werden für ihn ſtimmen und ihn, falls der Reichstag nach dem
Wunſche der Regierungsvertreter ihn ablehnt, beim Berggeſetz
wieder einbringen. (Beifall bei den Soziald.)
Abg. Hitze (Ztr.) empfiehlt den Antrag, der ein der Parität
im Wege ſtehendes Prinzip beſeitigen wolle.

Nach weiteren Bemerkungen des Oberbergrats Fürſt, der
Abgg. Stötzel (Ztr.), Hilbck, v. Stumm (Rpt.) und Hitze
(Ztr) werden die Anträge Stötzel und der S 5 in der ſo ver-
änderten Faſſung angenommen.

s 6, wird mit einer kleinen Aenderung, S 7 debattelos und
unverändert angenommen.

8 7, giebt dem Bundesrat die Befugnis, der See-Berufs-
genoſſenſchaft die richung einer beſonderen JnvalidenVer-
ſicherung zu geſtatten, mit der Maßgabe, daß damit zugleich
eine Witwen und Waiſenverſorgung verbunden wird und daß
die Verſicherung fortläuft, wenn die Verſicherten zeitweilig
Dienſte auf ausländiſchen Schiffen nehmen, ihre Familien aber
in Deutſchland bleiben.

Hierzu liegt ein Abänderungsantrag Albrecht u. Gen. (Soz.)
vor, welcher für die Witwe mindeſtens 25 Proz., für jedes Kind
mindeſtens 20 Proz. des im Heimatsorte des letzten Schiffes,
für deſſen Eigentümer der Verſtorbene arbeitete, ortsüblichen
ſegpres, im Höchſtbetrage insgeſamt 75 Prozent desſelben feſt-
ſetzt.
Abg. Hahn (wildk.) iſt für die Bildung einer beſonderen
Jnvalidenverſicherung für Seeleute, aber gegen den Antrag
Albrecht der das Zuſtandekommen einer ſolchen ſehr erſchweren

ürde.
Abg. Molkenbuhr (Soz.) Abg. Hahn hat ein Loblied auf

die Seeberufsgenoſſenſchaft geſungen, an die nach ſeiner Be
hauptung ganz koloſſale Anforderungen geſtellt werden, weit
größere als an irgend eine andere. Das iſt aber keineswegs
der Fall, ſchon deshalb nicht, weil viele Seeleute in vorgerück-
teren Lebensjahren ſich anderen Berufen zuwenden. Jch kann
nicht einſehen, warum die Seeberufsgenoſſenſchaft ſich ſo ganz
beſonders zur Errichtung einer Jnvalidenverſicherung mit
Wittwen- und Waiſenverſorgung eignen ſoll. Die Voraus-
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ers gut für ihre Leute ſorgt. Das iſt aber keineswegs der
wie ich bereits bei anderer v bei der Etats-

beratung angeführt habe. So bezieht z. B. ein verunglückter
Schiffszimmermann 2,50 Mk. monatlicher Rente weniger als
ein verunglückter Lehrling in einer Hafenſtadt. Derartige Se
ſetzungen, die der Reichskanzler auf Grund des S 6 des Unfa
verſicherungsgeſetzes vornimmt, ſind im Jahre 1893 um 25 Proz.
niedriger geweſen als die tharſächlichen Heuern im Deutſchen
Reiche waren, und ſomit ſind die Witwen und Waiſen um
ein Erhebliches benachteiligt worden. Wie die Seebeufs-
genoſſenſchaft für die Seeleute e t, zeigt ein Fall, der ſich in
dieſem Frühjahr hier vor dem Reichsverſicherungsamt abſpielte.
Jn Hamburg war auf einem Dampfer beim Maſchinenaufbau
ein Maſchiniſt verunglückt, und die Seeberrfsgenoſenſchaft
verweigerte die Rentenzahlung, da der Mann auf dem Dampfer
nicht angeheuert geweſen war, ſondern nur vorübergehend eine
Reparatur vorgenommen hatte. Das Reichsverſicherungsamt
entſchied im Sinne der Seeberufsgenoſſenſchaft, obgleich das
Hamburger Schiedsgericht die Rente zuerkennen wollte.

Direktor im Reichsverſicherungsamt v. Wodtke: Die See
berufsgenoſſenſchaft thut alles, was in ihren Kräften ſteht, um
das Los der Seeleute zu verbeſſern. Jn dem einzelnen Falle,
den Herr Molkenbuhr 3 hat die Seeberufsgenoſſenſchaft
durchaus recht gehabt. Jn dem Angenblick, wo ſie glaubt eine
Rente nicht zahlen zu dürfen, muß ſie an das Reichsver-
ſicherungsamt gehen, um zu ſehen, ob ihre Auffaſſung die
richtige iſt. Jch bitte Sie, den Antrag abzulehnen.

Abg. Röſicke-Deſſau (wildlib.) Was Herr Kollege Molken-
buhr über die Vertrauenswürdigkeit der Seeberufsgenoſſenſchaft geſagt hat, war nicht richtig Wenn jemand eine ſo
ſchwere Laſt übernimmt, dann iſt es ſonderbar, daß man an
ihn da noch mit ſolchen Vertrauenszweifeln herantritt. Größere
Kautelen als die Genoſſenſchaft bietet, kann man von ihr nicht
verlangen a

Abg. Fiſchbeck (Fr. Volksp.) erklärt ſich für den Antrag

Albrecht. eAbg. Stadthagen (Soz.) Von den Sunterſcheidet ſich unfer Antrag in folgendem: Erſtens haben
wir zu dem Bundesrat nicht das Vertrauen, daß er
ſeine Befugnis im Sinne der Arbeiterfürſorge ausüben
wird. Zweitens wollen wir nicht bloß allgemeine Re-
densarten von Witwen- und Waiſenverſorgung haben,
ſondern die Feſtſetzung beſtimmter Minimalſätze. So wie die
Sache mit der Wittwen und Waiſenverſorgung jetzt formuliert
iſt, ift ſie für uns ein leeres Blatt. S wir aber Minimal-
ſätze, dann haben wir eine wirkliche Verſorgung und nicht den
Schein einer ſolchen.

ach kurzen Bemerkungen der Abg. Hahn (wildk.), Molken
buhr (Soz) und Möller-Duisburg (natlib.) ſchließt die Dis-
kufſion, warauf der Antrag Albrecht abgelehnt S 7a nach
den BVeſchlüſſen der Kommiſſion angenommen wird.
g r wird auf Montag vertagt.

Schluß 6 N

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., den 15. Mai 1899.

Vertagung des Reichstages. Einzelne Blätter, darunter
die in ſolchen Dingen gut unterrichtete Frankf. Ztg. melden,
daß Wilhelm II. bereits ſeine Zuſtimmung zur Vertagung des
Reichstages vom 15. Juni ab gegeben habe. Von anderer Seite
wird dies als unwahr bezeichnet. Der Vorwärts berichtet, daß
die Regierung im Seniorenkonvent des Reichstages erklärt
hätte, nur dann die Bertagung vorzunehmen, wenn das Alters
und Jnvaliditätsgeſetz bis zu Pfingſten fertiggeſtellt iſt. Daran
iſt natürlich nicht zu denken.

Köller und Kirſchner. Jn parlamentariſchen Kreiſen erzählt
man fich, ſo berichtet die Freiſ. Ztg., daß unmittelbar nach der
Wahl des Bürgermeiſters Kirſchner zum Oberbürgermeiſter der
frühere Miniſter v. Köller, der mit den Berliner ſonalVer-
hältniſſen wohl bekannt iſt, in Stettin bei Gelegenheit eines
Feſtmahls in Gegenwart aktiver Miniſter und Staatswürden-
träger geäußert hat, er würde ſich keine Stunde bedenken, die
Wahl zu beſtätigen, denn ein Oberbürgermeiſter für Berlin, mit
dem die Regierung leichter fertig werde, könne nicht
gefunden werden.

Ein trauriges Zeugnis, daß der Vater der Umſturzvorlage
da d Erwählten der Berliner StadtverordnetenVerſammlung
ausſtellt!

Ein Landfriedensbruchprozeß deſſen thatſächliche Mo-
mente ſowohl wie das Endergebnis zu Parallelen mit dem im
Februar dieſes Jahres verhandelten Prozeß gegen die Löb-
tauer Bauarbeiter herausfordert, wurde am Mittwoch vor dem
Schwurgericht in Dresden verhandelt, desſelben Schwur-
S

re müßte doch ſein, daß die Seeberufsgenoſſenſchaft be

Fall

gerichts, das die Löbtauer rer gerichtet hat, allerdings
waren die Geſchworenenbäſſke und Richterbänke mit anderen
Perſonen beſetzt. Und gerade deshalb, weil der Vorgang, der
dem Prozeß 8 Grunde liegt, als auch die ſieben ang en
Arbeiter in keiner wer mit der Arbeiterbewegung im Zu-
ſammenhang ſtehen. handelt ſich um einen Exzeß aufeinem Tangacle in Dresden, der ſich eines Sonntags während

der öffentlichen Tanzmuſik abſpielte und zu einer Anklage gegendie Sieben wegen ſchweren und einfachen Landfriedensbruchs,

ſchwerer Körperverletzung, Widerſtands u. w. führte. Der
Saalaufſeher hatte einem die Thüre gewieſen, der Betreffende
geht nicht, ſondern widerſetzt ſich, ſeine Genoſſen ergreifen Par-
tei für ihn. Es entſteht ungeheuerer Skandal. Man geht
thätlich gegen den Saalaufſeher vor, dieſer befindet ſich mitten
in der aufgeregten Menge ca. 600 bis 800 Perſonen waren
anweſend und wird mit Biergläſern und Stühlen ge-
ſchlagen, feſtgehalten, daß er ſich nicht rühren kann. Einer der
Angeklagten ſchreit: „Schlagt das Luder tot.“ Ein anderer:
„Wir laſſen uns nicht rausſchmeißen, das wäre noch ſchöner,
das wollen wir ſchon beweiſen.“ Dann ſpricht wieder einer
zum anderen: „Geh nicht fort, den lauern wir auf (den Saal-
aufſeher), der kriegt heute noch welche.“ Es iſt auch mit
Fäuſten geſchlagen worden, Gläſer und anderes Jnventar wurde
demoliert. Die Polizei machte ſchließlich dem Krawall ein
Ende. Bei der Arretur verſchiedener Perſonen ſoll ihr Wider-
ſtand entgegengefetzt worden ſein. Die ſieben Angeklagten wur-
den als die Hauptakteure der eben geſchilderten Szene, wie ſie
durch die Beweisaufnahme beſtätigt wurde, gefaßt. Der Vor-ſitzende, Landgerichtsdirektor Göhler, frug jeden, ob er be

trunken geweſen ſei. Als zwei dies verneinten, wies er aus-
drücklich darauf hin, daß das als Milderungsgrund an-
geſehen werden würde. (Wie anders in Löbtau!)) Die An-
geklagten wurden ſämtlich zu Ehrverluft und Gefängnisſtrafen
von einem bis zu zehn Monaten, und nur einer, der Rädels-
führer, dem man mildernde Umſtände verſagte, zu einund-
einhalb Jahr Zuchthans verurteilt.

Vom Vombenſchwindel in Alexandrien. Jn Ankona
fand am Sonnabend der Prozeß wegen des „Bomben-
attentats“ auf Wilhelm II. ſtatt. Der Polizeiſpitzel Bazzani,
der in Alexandria Bomben in ein Haus italieniſcher Anarchiſten
einſchmuggelte, wurde wegen Verleumdung vom Schwurgericht
zu 74 Jahren Gefängnis verurteilt. So hat fich das
„Attentat“, das unſere Hurrapatrioten ſo gern für eine neue
Anarchiſten und Sozialiſtenhetze ausgenutzt hätten, als das
ſchmutzige Machwerk eines Halunken herausgeſtellt.

Paſtor Schall Bahrenfeld (nicht zu verwechſeln mit dem
konſervativen Abgeordneten in Potsdam) iſt bekanntlich wegen
ſeiner ſozialpolitiſchen Thätigkeit vom Konſiſtorium in Braun
ſchweig gemaßregelt worden. Der Herausgeber des Kirch-
lichen Anzeigers in Kropp (Schleswig-Holſtein), Paſtor
Johannes Paulſen, hatte die Maßregelung in einem Artikel
abfällig beſprochen und hatte ſich deshalb am Sonnabend vor
dem Landgericht Braunſchweig wegen Beleidigung des Kon
ſiſtoriums zu verantworten. Bei dieſem Prozeß kam auch wie
der die berüchtigte Jnſtitution des fliegenden Gerichtsſtandes
der Preſſe in ihrem ſchönſten Glanze zur Geltung. Gegen das
in Schleswig erſcheinende Blatt wurde in Braunſchweig vor
gegangen, nachdem ermittelt war, daß es in einem Exemplar,
u n von einer alten Frau, dort geleſen wird. Jn
dem beleidigenden Artikel wird ausgeführt, daß das Diszipli-
narVerfahren gegen den läſtig gewordenen Paſtor Schall
bereits ſeit 1895 ſchwebt. Paſtor Schall hatte u. a. einen
Aufſatz geſchrieben: Jſt noch eine r zwiſchen
Sozialdemokratie und der chriſtlichen Kirche möglich? in dem
er die Frage bejahte. Dieſem Aufſatz folgten einige andere
Publikationen, in denen er die Staatskirche einer ſcharfen
Kritik unterzog. Dieſe Publikationen mißfielen dem Kirchen
und Staatsregiment und nun wurden alle ſozialen Publika-
tionen des Paſtor Schall herangezogen, ja auch ſeine Berichte
an die Behörden, die er ſeit 15 Jahren geſchrieben hatte und
die niemals inkriminiert waren, wurden darauf unterſucht, ob
nichts Strafbares darin gefunden werden könne. Außerdem
wurden e aus vier Dörfern und ſelbſt von anders woher
Zeugen durch die Polizei au 8ertt und ſind im ganzen etwa
an Hundert über die ſoziale Stellung des Paſtors vernommen.
Seine Tagelöhner, ſeine Knechte, ſeine Arbeiterinnen, ſeine
Kutſcher 2c., alle mußten Ausſagen machen, ob Schall ſich nicht
irgendwie vergangen, den Lohn richtig gezahlt und keinen be
trogen hätte 2c. Da, fünf Monate nach Eröffnung des Ver-

Kinder eidlich zugeſagt hatte, ermahnt, von

fahrens, kamen dem en Konſiſtorium zwei Privatbriefe
des Paſtors Schall, einer von 1882, der andere von 1893, zu,
auf Grund deren man nun ernſthafter gegen Schall vorging.
Jn dem einen r tte Schall einen wegen Meineid imJechihenſe Befindlichen brieflich getröſtet und ihm geſchrieben,

er würde ihm gern helfen, wenn er könnte. Jn dem andern
Falle hatte Schall einen Mann, der eine Katholikin geheiratet
und dem katholiſchen Geiſtlichen die katholiſche Erziehung ſeinereinen Abfall
urückzukommen. Jn dieſen Briefen fand das Konſiſtorium,
aß all keine Achtung vor der Heiligkeit des Eides habe.

In dem Artikel heißt es zum Schluß: „Wir haben viel Un
ſinniges in den letzten 20 Jahren geleſen aber es ſcheint doch,
den höchſten Trumpf an Unſinnigkeit ſpielt das braunſchwei-
giſche Landeskonſiſtorium.“ Der Prozeß endete mit der Ver-
urteilung des Paſtors Paulſen zu 30 Mk. Geldſtrafe.

Kleine politiſche Nachrichten. Das Kriegsgericht in
Magdeburg verurteilte einen Kanonier wegen militäriſchen
Aufruhrs (wegen Aufforderung, der Wache Widerſtand zu
leiſten) zu 8 Jahren Zuchthaus. Gegen den Gemeinde-
vorſteher von Lichtenrode, Bauergutsbeſitzer Paetz, iſt das
Disziplinarverfahren eingeleitet, weil er angeblich unter
den Bewohnern eines Vororts für den Austritt aus der
Landeskirche er t. Wegen einer Perſiflier-
ung überſchwänglicher Zeitungsberichte über die Jagd-
Erfolge Wilhelm II. wurde in München die Augsburger
Stadtzeitung konfisziert.

Ausland.
Frankreich. Jn der Kammer trugen am Freitag die

Reviſioniſten einen unbeſtrittenen Sieg davon. Major Cuiguet
hatte dem Petit Journal Briefe übergeben, die zwiſchen dem
früheren Kriegsminiſter Freycinet und dem Miniſter des Aus-
wärtigen Delcaſſee in der Angelegenheit Paleologue-Cuiguet
re worden ſind. Petit Journal veröffentlichte dieſe
Schriftſtücke natürlich. Da nur Cuiguet die Jndiskretion behaben konnte, wurde er ſofort aus der Armee ent

aſſen. Die Veröffentlichung der Briefe war am Freitag
Gegenſtand einer ellation Vivianis, die Entlaſſung des

e e dalen ben s ſpat berun caſſee i untereſamten Kammer ihr Verhakten. Krantz ſagte in J 3 auf
ie Abſetzung des re „Mein heutiger erſter ſollte

beweiſen, daß ich entſchloſſen bin, die Achtung vor der Armee
garantieren! Jch habe mir bei Uebernahme des MiniſteriumsFeſt vorgenommen, den Zuſtänden, die mich bisher mit Schmerz

erfüllten, ein Ende zu machen und werde jeden Akt gegen die
Disziplin ſtreng beſtrafen, der zu meiner Kenntnis kommt.“
Das Verhalten der Regierung wurde ſchließlich mit 389 gegen
64 Stimmen gebilligt.

Gewerßkſchaftkiches.

Jn Aachen ſind die u der Straßenbahn in eim
Lohnbewegung eingetreten. Die Direktion hat ſog
Rädelsführer, die bereits ſeit 18 Jahren bei der Bahn in
Dienſt ſtehen, entlaſſen

Der Maunurerſtreik in dauert fort. DieBaugewerkeninnung hat in ihrer J eſchloſſendie von ihr ſelbſt verhängte Ausſperrung der Maurer dadurch
rückgängig zu machen, daß ſie am Dienſtag nach Pfingſten allen
„Arbeitswilligen“ Gelegenheit geben will, zu den „zuletzt von
der Jnnung vorgeſha enen Bedingungen“ die Arbeit wieder
aufzunehmen. Dieſer ß änt den Fang des Streiks
natürlich nicht den geringſten r wird aber von den
Meiſtern bereits jetzt zur Dupirung der Geſellen benutzt, indem
einzelne zu den Frauen der von Braun weig ereiſtenMaurer geſchickt haben, um dieſe zu veranlaſſen, ihre Männer

unter der Vorſpiegelung, daß der Streik zu Ende ſei, zurück
kommen zu laſſen.

n Gommern haben annähernd 900 Steinbrucharbeiter die
Arbeit niedergelegt.

eik im Saarrevier wird der d
n

Zum Bergarbeite
Ztg. geſchrieben: Die Streiklage in KleinRoſſeln hat ſia geändert. Die Bevölkerung zie Ortſchaft nicht nur,
ſondern auch die Kreisſtadt Forbach, die etwa eine Stunde
entfernt liegt, ſympatiſirt im allgemeinen mit den Ausſtän
digen. a preg in den Reſtaurationen und Laden
geſchäften eine Petition an die Eigenthümer der KleinRoſſelner
Grube, die Firma de Wendel, zum Unterzeichnen auf darin
wird letztere gebeten, „ſie möge durch wenigſtens einiges Ent
m ihren guten Willen dokumentieren und dadurch
em Ausſtand ein Ende machen“; weiter wird die Firma

33 Die Enitsgleiſten.
Eine Kataſtrophe in ſieben Tagen

nebſt einem Vorabend

von Ernſt von Wolzogen.

Sie ging ins 17 Da ſaß der Vater ſchon beim
Frühftück. Aber er ſchalt ſie nicht. Ach Gott ja die Zeit
verſchlafen können, das war ja das beſte, was einem hier über-
haupt gegönnt war! Aber ihm gegenüber mochte ſie nicht
klagen. Sie merkte ja auch gut genug, wie ſehr er ſelbſt litt
und um ihretwillen beſonders. Auch von ihrem nächtlichen
Abenteuer mit dem Gouverneur hatte ſie ihm nichts erzählt.
Denn der Vater hatte ſich aufrichtig in dieſem wunder
lichen Kauze doch wenigſtens einen Menſchen von Geiſt zu ent
decken, der auch ihn mit ſeinen von dem Schema des beſchränkten
Philiſtertnms ſo weit abweichenden Anſchauungen zu r
im ſtande war. Sie wollte ihm nicht die Achtung rauben
vor dieſem Manne: denn ſie wußte, daß ihr Vater Trunken-
bolde verachtete. Und es war doch ſo notwendig, daß man
3 dieſer Umgebung wenigſtens noch einen Menſchen achten
onnte.

„Nun Lisbeth, was fangen wir denn heute mit unſerm Sonn
tag an ſagte Doktor Huhn, ſeinem Töchterchen liebevoll über
den blonden Scheitel ſtreichend.

Ja ſie wußte nur die Achſeln zu zucken.
„O, für den Abend weiß ich ſchon etwas rief er lächelnd.

„Da wollen wir uns bei dem Herrn Leutnant zu Gaſt laden.
Er hat mich ſchon ein paarmal dazu aufgefordert.“

„So Ach was Jch habe den Herrn Leutnant ſeit
Freitag ja gar nicht wiedergeſehen.“

„Ja, er hat ſich ganz in ſeinen Dachsban verkrochen und ſichdas Eſſen heraufkommen laſſen. Ein wunderlicher Kauz, das
Sein Stübchen iſt übrigens ein kleines Muſeum. Er hat alle
möglichen Raritäten von ſeinen Kriegspfaden heimgebracht. Es
wird Dir Spaß machen, darin herumzukramen. Einſtweilen
habe ich Dir hier eine ſchöne fromme Sonntagslektüre ausgeſucht

einen franzöſiſchen Roman noch dazu. Da!“
Er reichte ihr ein Buch hin und ſie las verwundert den Titel:

„La vie de Jesus, par Erneste Renan „Das iſt ein Roman
fragte ſie.Es lieſt ſich wenigſtens ſo ſchön wie ein Roman.“

Ein paar Minuten nach neun Uhr erſchien Fräulein Char-
lotte, zum Ansgehen gekleidet, mit dem Geſangbuch im Arm,um Lisbeth annfordeen, mit ihr in die Kirche zu gehen.

Sie ſah ihren Vater fragend an. „Ja Papa, ſoll ich
„Jch habe nichts dagegen, erwiderte er lächelnd. Warum

ſollſt Du nicht auch einmal den proteſtantiſchen Gottesdienſt
kennen lernen

„Ach, ſind Sie denn katholiſch?“ fragte Fräulein Charlotte
ganz erſtaunt.3 bin eigentlich gar nichts,“ verſetzte Lisbeth raſch. „An
hohen Feiertagen bin ich manchmal in die katholiſchen Kirchen
gegangen bei uns. O, das iſt ſo ſchön und feierlich wie imTheater Sonſt machen wir uns nicht viel aus den Kirchen

außer eben, wenn ſie ſchön find. Aber ich will gern witgeeß.
Und ſie holte eilig Hut, Mantel und Gamaſchen herbei und be
gann ſich fertig zu machen.

„Sie werden ja auch die W Mädchen von Neuſtadt alleda ſehen,“ ſagte Fräulein Char otte. „Und dann kennen Sie
ja auch die Stadt noch nicht.“

Das leuchtete Lisbeth ein. Auch ergab ſich dadurch vielleicht
Gelegenheit, einige Bekanntſchaften zu machen, die ihr den
langweiligen Aufenthalt erträglicher geſtalten konnten. Jn ein
paar Minuten war ſie fertig und verabſchiedete ſich fröhlich von
ihrem Vater.

Unten in der Hausthür lehnte Karl Möller, der Jnſpekteur,
die kurze Schifferpfeife im Munde, und wußte nicht, was er mit
ſeiner Zeit anfangen ſollte.

„Sie Möller,“ rief ihm die Direktorstochter zu, „ſpringen Sie
doch mal 'rauf und ſagen Sie Herrn von der Lilie, er möchte
fup beeilen, wenn er mit zur Kirche wollte. Wir gingen lang
am voraus.“
Der vierſchrötige Burſche mit der Andeutung eines roten

Backenbartes hielt es gar nicht einmal für nötig, auf dieſen Be
fehl hin auch nur die Daumen aus den Seitentäſchchen ſeines
geſtrickten Wamſes herauszuziehen. Er räfkelte ſich langſam
am Thürpfoſten herum und äffte plump dem Fräulein nach:
„Sie Möller, ſpringen Sie mal 'rauf det wird ja alle
a önnen Sie nicht wenigſtens ſagen: „Sein Sie
o gut

„Nanu, was fällt Jhnen denn ein brauſte das Fräulein
auf. Sie wußte ja, daß Karl Möller ſeine Launen hatte und
daß man ſich hüten mußte, r zu kränken, weil er wegen ſeiner
reichen Erfahrungen im Verkehr mit Gläubigern und Gerichts
vollziehern eine ſehr ſchätzenswerte Stütze des Hauſes war.
Aber ſie konnte ſich doch nicht in Gegenwart dieſes erſtaunt
aufhorchenden kleinen Mädchens von dem Hausknecht dann
kommen r Wch z h Jhr Vedienter ver

„Ach was in nicht Jhr Bedienter verſetzte er patzig.„Jch u Seemann a. D. a wenn ich hier bei Sie im d
ſo 'ne Art Vertrauenspoſten angenommen habe, ſo verlange ich,mir danach zu behandeln. Der Gehalt is't ja wahrfefgen

Gott nich, wat mir hier feſthält, und Freindlichkeiten von JhrerMutter ooch nich! Wenn't nich von wegen den ollen Herrn
wär' und von wegen Sie, Fräulein Lottchen. Sehen Sie,
Jhnen hab' ich immer gut leiden können und Sie mir voch;:
aber nu fangen Se nich ooch ſo an und thun ſich dicke,
ob Se ſchon Frau Gräfin wär'n

Charlotte warf dem Unverſchämten einen wütenden Blick zu
und zog Lisbeth za V ſich über die Schwelle. „So was
ſoll man ſich nun bieten laſſen!“ ſtammelte ſie ſchon halb
wenend als ſie etwa zwanzig Schritte weit vom Hauſe entfernt

aren.
Das werden Sie doch Jhrem Vater ſagen!“ rief Lisbeeifri „Er muß den unverſchämten Menſchen doch hier

„Das wird wohl nicht gut gehen,“ verſetzte Charlotte traurig.
Sie verſuchte zu lächeln; aber die Thränen traten ihr in die
Augen. Sie konnte ſich ihrer nicht mehr erwehren und v
eiligſt ihr Tüchlein aus dem Muff hervor, um es gegen e
Augen zu drücken. „Sehen Sie, Fräulein Lisbeth, klagte ſie,
mit ihrer rührend unbehülflichen Zunge arg anſtoßend, „das
kommt davon, wenn man arm iſt. Da verliert man ſeine
e vor den Leuten ſeine Selbſtachtung und überhaupt
alles.

Lisbeths gutes Herz fühlte ſich von innigem Mitgefühl bewegt. Sie hob en Arm unter den des großen bübthens
und drückte ihr Blondköpfchen im Gehen von er zu Zeit an
ihre Seite. „Aber liebes Fräulein,“ ie eifrig tröſtend,
„wer wird denn ſo ſprechen Das iſt doch wirklich nicht recht.
Wir ſind doch auch arm. Wenigſtens haben wir nie mehr ge
habt als nur gerade unſer knappes Auskommen. geh lerne ja
auch ſo viel wie mö h damit ich mir bald ſelbſt was ver
dienen kann. Um die Menſchen, und was die von einem ſagen
und denken, muß man ſich überhaupt gar nicht bekümmern, ſagt
mein Papa

(Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
Jn Kompagnie. A. (in der Krgſtans telnng, vor einem

Stillleben): Dieſes Bild iſt von mir und dem berühmten
Maler

B. „Wieſo?
A. „Ich hab nämlich die Würſt' gemacht, und er hat ſie ab

gemalt!“ („Flieg. Bl.“)Aus den Meggendorfer Blättern.Lehrer: „Das iſt aber hen von Dir, daß Du jeden Morgen
in die Kirche gehſt! Haſt Du denn auch ein beſonderes An
liegen Pepi: „Jch bet' halt j i der Schulnicht e er 4 halt Rebebmal, daß ich Schn
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erſucht nicht rückſicht Auftreten Arbeitermaſſmanben bheeſet Keegherrn beendigen für den deutf

Ausland.
Belgien. Jn der Provinz Lüttich hat die Zahl d eiBergarbeiter erheblich abgenommen, da der

Ende W Jm Borinage erfolgte dagegen wiederumeine Zunahme der Zahl der Streikenden, und in Charlero blieb
der Streik allgemein wie bisher. Am Sonnabend fand in
Charleroi, dem Hauptherd des Grubenarbeiterſtreiks, in
Gegenwart des Generaldirektors der Minen, eine erneute Ver-
S des Conseil de lindustrie et du travaii ſtatt, deren
Ausgang befriedigend war und bei Zuſtimmung der Arbeiter
ſchaft vorausſichtlich das Ende des Streiks herbeiführen wird.
Die Unternehmer verſprachen, keinerlei Verfolgungen wegen des
S des Fragen hen ir endwelhe Arbeiter an-
zuſtrengen, und verpflichten ſich ferner, bald eine Lo teintreten zu laſſen. Lohnertzönnng

Die Maifeier der halleſchen Metall
induſtriellen.

Dem Direktor Schimpff von der Firma F. Zimmermann
u. Ko., A. G., haben die hieſigen Metallinduſtriellen eine
WMaifeier zu verdanken. Herr Schimpff hat bekanntlich als
Vorſitzender des Verbandes der Metallinduſtriellen Ende April
zwei Rundſchreiben an die Mitglieder gerichtet, in denen den-
ſelben ſern wurde, diejenigen Arbeiter, die es ſich ein
fallen laſſen ſollten, am erſten Mai zu feiern, ſofort zu ent
laſſen. Herr Schimpff hatte zu heiß gekocht, ſo daß den Herren
Mitgliedern die Suppe nicht ſchmeckte. Die 400 Former, die
trotz des Rundſchreibens des Herrn Schimpff feierten, wurden
nicht entlaſſen, ja Herr Schimpff ſelbſt hatte keine Luſt, die von
ihm ſelbſt gekochte Suppe zu eſſen auch von den Feiernden
ſeiner Firma wurde kein einziger gemaßregelt.

Und das kam deshalb, weil die halleſchen Metallinduſtriellen
am 2. Mai ſelbſt eine Maifeier abgehalten haben. Wie es
dabei zuging, möge man aus dem nachſtehenden offiziellen Be-
richt erſehen, den uns der bekannte günſtige Wind auf den
Redaktionstiſch geweht hat.

Protokoll der General- Verſammlung des Verbandes
der Metallinduſtriellen von Halle a. S. und Um
gegend

am 2. Mai 1899, im Grand-Hotel Bode.
Anweſend ſind nachbezeichnete Herren als Vertreter der be

treffenden Firmen:
(Folgen 24 Namen von Vertretern, die 21 Firmen ver-

treten, und wie es weiter heißt, „107 Stimmen repräſentierten
von 120 Stimmen, welche in ſämtlichen Werken unſeres Ver-
bandes vereinigt ſind.

Der Vorſitzende eröffnet die General-Verſammlung, welche
durch ſchriftliche Einladung zuſammenberufen war, um 6 Uhr
und dankt zunächſt den Mitgliedern für ihr ſo zahlreiches Er
ſcheinen. Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vor-
ſitzende mit, daß nach der vollzogenen Umwandlung der Firma
A. Wernicke in eine Aktiengeſellſchaft und dem damit verbun-
denen Uebertritt des Herrn A. Wernicke aus dem Vorſtand in
den Aufſichtsrat der Geſellſchaft, Herr Wernicke aus dem Vor-
ſtande unſeres Bezirksvorſtandes ausgeſchieden iſt.

An ſeiner Stelle wird auf Vorſchlag des Vorſitzenden der
jetzige Vorſtand der Aktiengeſellſchaft A. Wernicke, Herr
Haacke, unter allgemeiner Zuſtimmung in den Vorſtand unſeres
Verbandes gewählt. Da Herr Wernicke das Amt des ſtell
vertretenden Vorſitzenden inne hatte, ſo wird auf Beſchluß der
anweſenden Vorſtands mitglieder Herr Wuth als ſtellvertreten
der Vorſitzender gewählt. Alsdann ſchreitet man zum einzigen
Punkt der Tagesordnung:

Beſprechung über die Stellungnahme des Be-zirks Verbandes der Metallindaſteieilen von
Halle a. S. und Umgegend zu der in dieſem Jahre
in einzelnen VerbandswerkendurchgeführtenMai-
feier.Der Vorſitzende teilt zunächſt den hiſtoriſchen Verlauf der in

einzelnen Verbandswerken am 29. und 30. April durch Depu-
tationen der Former ergangenen Anträge behufs Freigabe des
1. Mai und deren Zurückweiſung durch die betreffenden Werks-
leitungen ſowie die Thatſache mit, daß in einzelnen Werken
nach vorhergegangener Rückſprache untereinander und mit dem
Vorſitzenden Anſchläge von der Werksleitung erfolgt ſeien, welche
die Freigabe des 1. Mai verweigerten mit dem Hinweiſe, daß
die Feiernden ſich die Folgen ihres Widerſpruches ſelbſt zuzu-
ſchreiben haben würden, und verwies alsdann auf das von ihm
am 29. April erlaſſene Rundſchreiben an ſämtliche Verbands-
werke, nach welchem gemäß dem Vorgehen des Verbands-Vor-
ſtandes, ſowie unſeres Bezirksverbandes in den bisherigen
Jahren die am 1. Mai feiernden Arbeiter zu entlaſſen ſeien,
teilt mit, daß in den drei Werken Wegelin u. Hübner, F. Zimmer-
mann u. Ko. und A. Werneburg u. Ko. trotz Warnungen und
Anſchlägen die Former und Gießereiarbeiter zum größten Teil
die Maifeier durchgeführt hätten, daß er infolgedeſſen am Mon-
tag, den 1. Mai, eine Sitzung des Vorſtandes unſeres Bezirks-
verbandes einberufen habe, in deren Verfolg die heutige General-
verſammlung einberufen werden mußte, da nur dieſer laut
unſeren Satzungen die Entſcheidung in der vorliegenden Frage
zuſteht, nachdem der nicht einſtimmig gefaßte Beſchluß des Vor-
ſtandes eine Aenderung gegenüber unſeren Satzungen involviere.
Der Vorſitzende verlieſt weiter ein von Herrn Kommerzienrat
Hübner in dieſer Frage von dem Rechtsanwalt Herzfeld
eingeholtes Gutachten, in welchem letzterer ausführte, daß die
an der Maiſeier beteiligten Arbeiter nicht nach den S 8 und 9
unſerer Verbandsſatzungen zu behandeln ſeien, da durch die
Maifeier kein Streikfall konſtatiert ſ i.

Jn der hierauf eröffneten Diskuſſion motiviert Herr Kommerzien-
rat Hübner ſeinen bereits in der Vorſtandsſitzung dargelegten
Standpunkt dahingehend, daß es Pflicht des Vorſitzenden ge-
weſen ſei, vor dem 1. Mai eine Generalverſammlung zu be
ruſen, um die zu ergreifenden Schritte gegen eine Maifeier zu
beſprechen, wie dies im Jahre 1897 thatſächlich geſchehen ſei.
Dagegen habe der Vorſitzende einſeitig und ohne Genehmigung
des Vorſtandes das Rundſchreiben erlaſſen, wonach die feiernden
Arbeiter zu entlaſſen ſeien und ſei er nicht geneigt, ſich von
dem Vorſitzenden Vorſchriften machen zu laſſen. Er ſähe ſich
ferner nicht in der Lage, die Konſequenzen der 8 8, 9 und
10 unſerer Satzungen zu tragen und könne deren Berechtigung
nach dem Gutachten des Herrn Rechtsanwalt Herzfeld nicht

anerkennen. n eNachdem Herr Werneburg, trotz der in ſeinem Werke bereits
am Nachmittag des 30. April (27 Das war doch ein Sonn
tag! Red. d. V.) einmütig erfolgten Arbeitsniederlegung ſeiner
Gießereiarbeiter, (die nicht einmal am genannten Tage ab-

und darauf erfolgten dieſeregoſſen hätten)er (2), keinen Streikfall erblicken konnte, konſtatierte der

Vor daß ſämtliche Mitglieder des Vorſtandes in dere 369 Herr Werneburg ſelbſt der Anſicht

geweſen feien, daß im Fall „Werneburg“ durchaus ein d
ger Gießereiarbeiter vorliege, daß jedoch leider die im ärrg s e

ertretenen Gießereibeſitzer abgelehnt hätten, die nach S 9 der

Aushilfe der Verungen vorgejetene Unterſtützung durterte s per waren eintreten zulieder in der Lieferung von
laſſen.

a von mehreren Rednern in dem genannten Vorgehen des
Vorſitzenden eine Verletzung ſeiner Pflichten behauptet wird,
rechtfertigt dieſer ſeine durch den Hinweis, daß im
Laufe der Jahre die Maifeier in allen Bezirksverbänden als
Streik betrachtet worden iſt, verweiſt auf die von den Ver-
bänden in Hamburg und Berlin ſ. Z. eingetretenen Ent-
laſſungen und Sperrungen der am 1. Mai feiernden Arbeiter
und verlieſt ſein Schreiben vom 30. Mai 1897 an die Ver-
bandsmitglieder, welches ebenfalls die Entlaſſung der feierndenArbeiter als Verbandsbeſchluß ausſpricht, und egt dar, daß

der Standpunkt der Verbandswerke heute in keiner Weiſe
den Vorjahren geändert ſei; im Gegenteil

ei derſelbe verſchärft worden durch die Haltung der
Gießereiarbeiter, und ſei es ſeine Pflicht geweſen, für
unbedingte und ſtrikte Einhaltung und Durchführung
der Satzungen zu ſorgen. Das Gutachten des Herrn Herz-
feld könne er in keiner Weiſe als Purtreſfenn anerkennen.

Falls jedoch die Mehrheit der Verſammlung die Anſicht des
Herrn Hübner und Anhang teile, wäre er gern bereit, den Vor
ſitz ſofort niederzulegen.

Ein von der Mehrheit angebotenes Vertrauensvotum ver
anlaßt den Vorſitzenden von einer Abſtimmung ad hoe abzu-
ſehen und den Vorſitz weiter zu führen.

Jm weiteren Verlauf der ziemlich erregt geführten Debatte,an der ſich die Herren Noski, Dicker, gentker, Krebs,

Steinke, Seiffert, Stavenhagen und Dehne be-
teiligten, teilte der Vorſitzende aus den Protokoll der geſtrigen
Sitzung des Vorſtandes mit, daß letzterer einſtimmig anerkannt
habe, daß durch die in den drei genannten Werken von den
Gießereiarbeitern durchgeführte Maifeier „ein Fall gemein-
ſamer Abwehr“, wie derſelbe in dem 8 8 unſerer Satzungen
vorgeſehen ſei, vorlag.

Ferner ſei von dem Vorſtande anerkannt worden, daß
die feiernden Arbeiter zu ſtrafen ſeien und verlieſt den
von Herrn Wuth in jener Sitzung eingebrachten Vermittelungs-
vorſchlag des Wortlautes:

Die Generalverſammlung des Bezirksverbandes der Metall
induſtriellen von Halle a. S. und Umgegend wolle beſchließen:

„Die Verbandswerke, in denen die Maifeier durchgeführt
worden iſt, berufen eine Deputation ihrer Gießereiarbeiter,
welcher ſie erklären, daß der Verband der Metallinduſtriellen
von Halle a. S. und Umgegend unterlaſſen hat gegen die
diesjährige Feier des 1. Mai Stellung zu nehmen, da bishereine derartige Feier im hieſigen Induſtriebe irk mit ſtatt

gefunden hat, daß jedoch nunmehr der Verband beſchloſſen
habe, bei Wiederholung der Maifeier oder der Feier eines
beliebigen, nicht in den Fabrikordnungen der Verbandswerke
als Feiertag angeführten Tages die Sperrung der ausſtän-
digen Arbeiter reſp. deren Entlaſſung eintreten zu laſſen.“

Nachdem der Vorſitzende darauf aufmerkſam gemacht hat, daß
dieſer Antrag Wuth nur angenommen werden könne, nachdemdie Verſammlung beſchloſſen dobe die Konſequenzen der 88 8,

9 u. 10 unſerer Satzungen für den vorliegenden Fall außer
Kraft zu ſetzen, wird dieſe Aenderung der Satzungen mit
großer Majorität von der Verſammlung angenommen. Ein
weiterer Antrag des Herrn Krebs: „Diejenigen Arbeiter, welche
am 1. Mai gefeiert haben, mit 3 Mk. zu beſtrafen,“ wird
zurückgezogen.

Alsdann wird obiger Antrag Wuth mit 81 Stimmen
von den vertretenen 107 Stimmen angenommen.

Danach iſt die nach s 16 unſerer Satzungen bei Anträgen,
welche eine Aenderung der Satzungen involvieren, notwendige
Mehrheit von drei Viertel der in der Verſammlung vertretenen
Stimmen erfüllt.

Hierauf wurde die Generalverſammlung gegen 7 Uhr ge-
ſchloſſen.

Halle a. S., im Mai 1899.
Der Vorſitzende:

H. Schimpff.
Wir haben dieſes im „ſchimpff“ lichen Deutſch abgefaßte

Produkt der Unternehmer-Jntelligenz, von dem jedem Mitgliededes Metallinduſtriellen- Verbandes nur ein EEretnplar zuge-

gangen iſt, im Wortlaut, genau dem Original entſprechend,
wiedergegeben, um zu zeigen, in wie wenig geſchickter Weiſe
r die Herren vom Verbande der Metallinduſtriellen bei ihrer
Maifeier aus der Patſche gezogen haben, in die ſie durch die
geniale Voreiligkeit des Herrn Schimpff hineingebracht worden
ſind. Bis zum nächſten 1. Mai wird noch viel Waſſer die
Saale hinunterfließen und wer weiß, welche Aenderungen die
Verbandsſatzungen dann noch durchgemacht haben werden.
Daran iſt unſeres Erachtens nicht zu zweifeln, daß im nächſten
Jahre ſämtliche Metallarbeiter dem Beiſpiel der Former folgen
und den 1. Mai durch Arbeitsruhe begehen werden. Sollten
dann die Herren Schimpff und Konſorten ihre r wahr
machen, dann wird ihnen der Beweis erbracht werden, daß es
leichter iſt, Beſchlüſſe zu faſſen, als einen einmütig in die
That umgeſetzten Beſchluß der Arbeiter durch einen
Brutalitätsakt zu ſtrafen. Jedenfalls wiſſen die Arbeiter, was
die Herren Unternehmer wollen, und das iſt für jetzt genug.

Der Antrag des Herrn G. Krebs, die Feiernden mit
3 Mark zu beſtrafen, wird mit der ihm gebührenden ſchallen-
den Heiterkeit aufgenommen werden. Wen die Götter ver-
derben wollen, den ſtrafen ſie mit Blindheit und wollen
wir hinzuſetzen mit Klugheit.

Lokales und Provinzielles.
Halle a.S., 16. Mai 1899.

Wegen Jnſeratenandranges in letzter Stunde und
verſchiedener techniſcher Störungen mußte leider der
Freitags-Bericht über den Delitzſcher Prozeß am Sonn-
abend wegbleiben. Unſere Leſer ſinden dafür heute den
vollſtändigen Verhandlungsbericht ſamt dem Urteil.
Da dieſes am Sonnabend erſt abends um 7 Uhr gefällt
wurde, war es uns gleichfalls nicht mehr möglich, dieſes
noch unſeren Leſern mitzuteilen. Eine kritiſche Würdi-
gung des Prozeſſes werden wir in den nächſten Tagen
vornehmen.

Herr Schimpff hat ſoeben den Mitgliedern des Verbandes
der Metallindüſtriellen den Jahresbericht für die zwei Jahre
1897 und 88 zuſtellen laſſen. Viel Bedeutung hat der Berichtnicht. Es wird mitgeteilt, daß in den zwei Jahren ſich zwei

weitere Firmen: Ernſt Meinel (45 Arbeiter) und A. Jacobi
(38 Arbeiter) dem Verbande angeſchloſſen haben, ſo daß in
dieſem jetzt 29 Firmen vertreten ſind, die 5421 Arbeiter be-
ſchäftigen. Seit 1891 iſt die Zahl der in den Verbandswerken
beſchäftigten Arbeiter um 35 Prozent geſtiegen. Wegen ernſter
Differenzen einzuſchreiten, hatte der Vorſtand „keine Ver-
anlaſſung“, „da die in einem Verbandswerke aufgetauchte Lohn-
bewegung durch korrektes Vorgehen der Werksleitung und
Nachgeben der Arbeiter ſchnell und glatt beigelegt wurde.
Bei der Arbeitsnachweisſtelle meldeten ſich im Jahre 1898
5220 Arbeitſuchende; Arbeit erhielten 3395, alſo 65 Prozent.Wie viel Arbeiter auf die ſchwarze Liſte geſetzt und aus 8 alle

hinausgetrieben worden ſind, darüber ſchweigt ſich der Bericht

aus. Verband nahm im e 1898 M. ein,
davon allein von den Arbeitſuchenden 1358 M.

Die kampfbereite Malerinnung. Die hieſige Maler-
und Vackierer- Innung ſcheint den Beruf in ſich zu ſfuhlen, es
den großen und kleinen Stumms nachmachen zu wollen. Manleſe n bombaſtiſche Drohung, welche im Generalanzeiger
veröffentlicht wird

Die heute verſammelte Maler und Lackierer-Jnnung kon
ſtatiert, daß ſie durch ihre Mitglieder ca. 300 Gehilfen
Sommer und Winter beſchäftigt und daß der von den
ſtreikenden Gehilfen augeſtrebte Lohnſatz event. noch mehr in
vielen Fällen je nach Leiſtungsfähigkeit ſchon jetzt gezahlt
wird. Trotzdem bewilligt die Verſammlung einſtimmig den
Gehilfen eine Lohnerhöhung; ſie lehnt jedochentſchieden die Fe rkurg eines Minimallohnes ab, da die
Lei n der Arbeitskräfte im Malergewerbe ſehr
verſchiedene Stufen aufweiſt.

ie Wiederaufnahme der Arbeit wird bis ſpäteſtens
Mittwoch, den 17. d. Mts., erwartet, event. behält
ſich die Jnnung weitere Beſchlüſſe vor.

dalle, 12. Mai 1899.
Die Maler- und Lackierer-Jnnung

hierſelbſt.Die MalerJnnung wird ſich allerdings gewaltig täuſchen,

wenn ſie glaubt, die ſichhilfen würden angeſichts der furchtbaren
Drohung, daß ſich die Jnnung weitere Beſchlüſſe vorbehält, ſporn-
ſtreichs zu ihren „Arbeitgebern“ zurückkehren und vielleicht noch
um a hnng bitten da ſie es gewagt haben, einige Tage
ausſtändig zu ſein. Eine aler Verſammlung nahm denn auch
heute vormittag zu der Jnnungs- Erklärung Stellung und
korrigierte ſie zunächſt dahin, daß die Jnnungsmeiſter 300 Maler
nicht einmal im Sommer, geſchweige denn im Winter beſchäf-
tigen. Jm Sommer werden zwar 400 Maler und Anſtreicher
beſchäftigt, davon arbeiten aber 175—200 bei Nicht
Jnnungsmeiſtern. Die Verſammlung beſchloß weiter, feſt
zuhalten an der Forderung eines Minimallohnes,
da unter den Malern die kraſſeſten Verhältniſſe in der Lohn-
zahlung Platz gegriffen haben und Löhne von 25 Pfennig per
Stunde nichts Seltenes ſind. Ebenſo beſchloß die Verſammlung
feſtzuhalten an der Durchführung des Lohntarifs.

Die Erklärung der Jnnungsmeiſter iſt deshalb ein Schuß in
die Luft. Bemerkt ſei noch, daß jetzt auch Meiſter Berthold,
Meckelſtraße, bewilligt hat.

Der geſtrige Sonntag lockte Tauſende aus den engen,
dumpfen Straßen der Stadt hinaus ins Freie, um ſich nach
dem ſo lange anhaltenden Regenwetter endlich einmal in Feld
und Wald zu ergötzen und ſich der grünenden und ſproſſenden
Natur zu erfreuen. War es doch gewiſſermaßen der erſte
Sonntag in dieſem Jahre, an dem es möglich war, im Freien
zu ſitzen und ſein Glas Bier in einem Gartenlokal zu trinken.
Daß die ſengenden Strahlen gleich ſo gewaltig herniederfielen
iſt angeſichts des Umſtandes, daß wir uns noch in den letzten
Tagen mit Winterüberzieher und Pelzmütze bewaffneten, gewiß
nicht ſo übel zu nehmen. Die Vergnügungslokale unſerer
nächſter Umgegend war geſtopft voll und nirgends war ein
Plätzchen zu kriegen. Auch die Arbeiterſchaft hatte ſich dieſen
ſchönen Tag nicht entgehen laſſen und ſtrömte in Maſſe hin-
aus auf die umliegenden Orte um ſich im kühlen Schatten
der Bäume zu laben.

Jn Dölau, woſelbſt die Filiale des Arb.Bild.-Vereins ihr
erſtes Vergnügen abhielt, waren alle Räume zum Erdrücken
voll. Auch alle andern Wirte, welche Arbeiter Kundſchaft
haben, machten gute Geſchäfte.

Unter den Einwirkungen der Sonnenſtrahlen ging auch die
Saale, die noch immer recht anſehnlich über ihre Ufer heraus
geht, bedeutend zurück. Sie wird ſchon in den nächſten Tagen,wenn das Wetter anhält, den alten Stand aufweiſen. Hoſen

wir, daß nunmehr endlich der alte Petrus mit ſeiner Sintflut
einhält und uns die erquickenden und belebenden, alles erwärmenden Strahlen e
höchſte Zeit!

Gegen unſeren Stadtbaurat Genzmer erklärte ſich in
Dortmund eine vom Zentrum einberufene große Proteſt
verfammlung. Die Zentrums Stadtverordneten erklärten
ſich gegen die Anſtellung Genzmers infolge des hohen Gehalts
von 15 000 Mk. Selbſt Berlin zahle nur 13000 Mk. Genzmer
ſei von den Nationalliberalen aufgeſtellt worden und 24 natio-
nalliberale Stadtverordnete hätten ſich verpflichtet, Genzmer zu
wählen. Fabrikbeſitzer Suhrmann und Zeitungsverleger Len-
ſing ſeien, wie wir dem Bericht unſeres Bruderblattes, der
Rh.-Weſtf. Arbeiterztg., entnehmen, in Halle geweſen, um ſich
über Genzmer zu erkundigen. Die Auskunft wäre
unbefriedigend aus gefallen. Unſer Gen. Lebiuslegte gleichfalls Verwahrung gegen die Anſtellne Genzmers

wegen des zu hohen Gehaltes ein. Gegen eine ſolche Ver
ſchleuderung öffentlicher Gelder müßte die Sozialdemokratie
Dortmunds proteſtieren. Schließlich wurde in einer Reſolution
an den Bezirksausſchuß die Bitte ausgedrückt, die Genehmigung
der Gewährung eines ſo hohen Gehalts nicht erteilen zu wollen
Demnach ſcheinen die Aktien des Herrn Genzmer nicht gerade
gut zu ſtehen. Daß die Auskunftserteilung, die den beiden

entrumsdelegierten in hieſiger Stadt zu teil wurde, für Herrn
zmer unbefriedigend ausfiel, iſt allerdings kein beſonders

gutes Empfehlungszeichen.Ueber die deviſche BVauarbeiterbewegung ſpricht in
einer morgen, Dienstag, in Faulmanns Reſtaurant ftattfinden-
den öffentlichen Bauarbeiterverſammlung Gen. Rennthaler
aus Berlin. S

Alſo deshalb. Bekanntlich bekamen am Sonnabend, den
6. ds., die Arbeiter und Arbeiterinnen der Haaſeſchen Schuh
warenfabrik gekündigt, weil ſie ſich weigerten, ein Schriftſtück
zu unterzeichnen, das die bisher beſtehende 14tägige Kündigungs-
friſt vom 20. ds. Mts. ab aufhebt. Die Halleſche Ztg. teilt nun
dieſen Hergang der Angelegenheit mit und ſagt zum Schluß,
nachdem ſie bemerkt, daß ſchon neue Arbeitsträfte aus Weißen
fels eingeſtellt worden ſeien, über die Gründe der Handlungs-
weiſe des Herrn Haſe folgendes:

Jn Arbeiterkreiſen herrſcht die Anſicht vor, Herr Haaſe wolle
in ſeiner Fabrik mal reine Bahn ſchaffen und die Hetzer
und Wühler aus derſelben das ſei nur auf
dieſe Weiſe möglich geweſen. Ein großer Teil der Arbeiter
iſt übrigens geneigt, unter den neuen Bedingungen weiter zu
arbeiten.
Die Halleſche hat ſich hier falſch ausgedrückt: Nicht in „Ar-

beiterkreiſen“ herrſcht dieſe Anſicht, ſondern in Unter
nehmerkreiſen und nur von daher hat auch die Halleſche
ihre Jnformationen. Man will die Hetzer und Wühler los
werden, und daher der Popanz der Abſchaffuug der Kündigungs-
friſt. Herr Haaſe brauchte einfach keine Unterſchrift zu verlangen.
Wenn er die 14tägige Kündigungsfriſt abſchafft, iſt das lediglich
ſeine Sache, da bekanntlich in ſehr vielen größeren Etabliſſe-
ments gleichfalls keine Kündigung beſteht. Aber er beſtand ganz
einfach auf ſeinen Schein als „Arbeitgeber“. Er verlangt die
Unterſchrift, nicht weil er es notwendig hat, ſondern, weil er
bei Verweigerung derſelben einen Grund hat, „die Hetzer und
Wühler los zu werden“. Wir ſind der Halleſchen und mit ihr
Herrn Haaſe dankbar für die Offenheit und hoffen, daß Herrnd dieſer Trie nur nicht ſelbſt zu teuer zu ſtehen kommt.
Vielleicht ſieht Herr Haaſe dann ein, daß es nicht immer gut
iſt, ſeiner Protzenhaftigkeit ſo die Zügel ſchießen zu laſſen, wie
er es thatſächlich gethan hat.

Es geht munter fort! Der Bericht, den die Zimmerer
in ihrer geſtrigen öffentlichen im Hohenzollern ſtattgefundenenVerſammlung gaben, war ein recht erfreulicher. Veſchloſſen

wurde im Anſchluß daran, den Streik in der bisherigen Weiſefortzuſetzen. Gehen wurde in der Verſammlung bekannt

gegeben, daß ein Kamnd, der in der Nähe des Loeſtſchen

rniederſendet. Es iſt wahrlich die
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und abging, von einem Schutzmann
ſiſtiert und nach der Wache gebrachtwurde, woſelbſt man ſeine Perſonalien feſtſtellte. Die Ver-
ſammlung war der Anſicht, daß dieſe Siſtierung zu Unrecht er-
folgt iſt, da die Polizei ſich in einen Lohnkampf nicht zu miſchen

Weiter wurde das Verhalten des Kameraden Unter
b eck einer ſcharfen Kritik unterzogen, zumal derſelbe in den
Arbeiterkreiſen Lettins eine führende Rolle ſpielt; noch zwei
andere Kameraden wurden gleichfalls vor das Forum der Ver-
ſammlung gezogen und ihr Verhalten getadelt. Zum KapitelStreikunterſthrung beſchloß die Verſammlunng im Hinblick auf

das Pfingſtfeſt, jedem Streikenden pro Tag 3 Mk. jetzt
2.50 Mk. zu gewähren, damit ihnen die Feſtesfreude nicht
durch einen ſo ſtarken Lohnausfall vergällt werden ſollte.

Für das hierherzuverlegende Artillerieregiment war
bekanntlich ein Exerzierplatz auf dem Terrain der Merſeburger-
ſtraße geplant worden. Dieſes Projekt ſoll nun wieder fallen
Waſſen und zu dem früheren, das den Erxerzierplatz zwiſchen
Wörmlitz und Beeſen verlegt, zurückgegriffen werden.

Aus dem Bureau des Thalia- Theaters. Dienstag,
den 16. Mai, und Mittwoch, den 17. Mai, gelangt die Operetten
ds. Fata Toto mit der Soubrette Frl. Elly Bender vom
Adolf Ernſt-Theater in Berlin als Gaſt, zum 10. bez. 11. Male
zur Wiederholung.Aus der hieſigen Klinik entlaſſen werden in den
nächſten Tagen die beiden Pocken kranken aus Roitzſch.

Giebichenſtein. Der Gutsbeſitzer Karl Gutezeit jun. iſt
in Konkurs geraten. Herr Gutezeit gehörte zu den Stützen
der Geſellſchaft; in dem Kampfe gegen den Umſturz that er
ſich ſehr hervor. Das hat freilich ſeinen Zuſammenbruch nicht
aufgehalten.

ittenberg. Nur ein Arbeiter! Der Jäger Bierſach
erſchoß voriges Jahr auf der Jagd den Arbeiter Fiſcher, einen
Familienvater von 8 Kindern. Die Strafkammer verurteilte ihn
wegen fahrläſſiger Tötung zu zwei Wochen Gefängnis.

Erfurt. Das rückgratloſe Bürgertum getraut ſich
nicht mehr zu muückſen, wenn ihm von vben her etwas Un-
angenehmes aufoktroyiert wird. Das bewies die RevolverAn-
gelegenheit, welche in unſerer letzten Stadtverordnetenſitzung
„endgiltig' erledigt wurde. Die Tribüne berichtet darüber:
Durch Verfügung des Regierungspräſidenten iſt am Mittwoch

T lizei angeordnet. Der Vorſitzende verlieſt die Verfügung.ie Verfannnhmg erledigt die Angelegenheit durch Kennt-
nis nahme. Herr Scharf fragt an, ob die Zeitungsnotiz,
welche behaupte, es en bereits 12 Revolver angeſchafft, auf
Wahrheit beruhe. Bürgermeiſter Lange erwidert, daß dem
Magiſtrat davon nichts bekannt ſei, auch eine Anfrage bei der
Polizeiverwaltung habe dasſelbe Reſultat gehabt. Damit gaben
ſich unſere Stadtväter einfach zufrieden.

Vermiſchtes.
Eine große Exploſion ereignete ſich am Freitag in einer

chemiſchen Fabrik in St. Helens in der Grafſchaft Lancaſhire
(England). Die Exploſion iſt als die größte ihrer Art anzuſehen. Die von 80000 Menſchen, meiſt von Arbeitern bewohnte

Stadt, ſieht aus, als ob ſie bombardiert worden wäre.
ſtaunlich iſt, daß nur drei Perſonen getötet und etwa
zwanzig verletzt worden ſind. Das Unglück entſtand da-
durch, daß in einem Hauſe der Kurtzſchen Vereinigten Alkali-
geſellſchaft, in welchem chlorſaures Kali kryſtalliſiert wurde,
ein Feuer ausbrach. Die Feuerwehr wurde geholt und ſämt-
liche Arbeiter wurden alarmiert. Alsbald ergriff das Feuer die
etwa 80 Tonnen umfaſſenden Vorräte chlorſauren Kalis, zwei
furchtbare Erploſionen erfolgten kurz nach einander. Die Ar-
beiter, welche in der Nähe dem Feuer zuſahen, wurden weg-
geſchleudert und etwa zwanzig ſchwer verletzt. Die Trümmer
wurden nach allen Seiten geworfen und in der bes-
nachbarten Fabrik von Hardſhaw Brook wurden
ehn große Behälter, von denen jever 100 Tonnen Vitriol ent-dielt, em Erdboden gleich gemacht, ſo daß ſich tauſend Tonnen

Vltriol in Strömen über die Straßen und in die Kanäle er-
goſſen. Die ſtädtiſchen Gaswerke wurden ebenfalls ſtark be
ſchädigt. Einer der Gaſometer erhielt oben einen Riß, dasGas römte aus und fing Feuer, das mit einer gewaltigen

J Die r Trü nFlamme auflackerte. Die brennendon Trümmer, welche auf
andere Gaſometer gefallen waren, wurden von den Arbeitern
unter Lebensgefahr entfernt. T.Vrieſſaſten der Redantion.

Klebegeſetz. 1. Das Alters- und Jnvalidenverſicherungs
geſetz iſt am I. Januar 1891 in Kraft getreten. 2. Ja, wenn
man durch die aufbewahrten Karten den entſprechenden Nach-
weis führen kann.

Sozialdemokrat iſt oder nicht, wußten wir bei Jrer Anfrage
nicht, verurteilen auch ſeine That aufs entſchiedenſte. Aber ver
wahren müſſen wir uns gegen den in Jhrem zweiten Briefe
uns gemachten Vorwurf.

Standesamtliche Nachrichten,

Halle, den 13. Mai.
Anfgedoten Der Schloſſer Schneider und Bertha Rickert (Leipzig und Brunos-

warte 17). Der Schloſſer Schuhmann und Frida Henze (Thorſtraße 50 und Mählberg 11). Der Dr. phil. Schultze und Marie Vobardt Gerlim Der Muſiker Taber

und Jda Kühne (Herford).
Eheſchließungen: Der Elektrotechniker Brofft und Bertha Klein Bergſtraße 7 und

Götheſtraße 31). Ter Former Miſchur und Roſa Rühlig (Schmiedſtraße 29 und
Pfännerhöhe 43). Der Modelltiſchler Max und Anna Koch (Liebenauerſtraße 10 und
Kellnerſtrahe 10). Der Kaufmann Fehſe und Hedwig Kunzemann Magdeburg und
Leipzigerſtraße 26). Der Eiſendreber Kretſchmaun und Emma Peter (Krukenbergſtr. 12
und Trebnitz). Der Sliukkateur Vörckel und Emilie Saal (Nikolaiſtraße 6 und Jakob-
ſtraße 38). Der Maurer Kleinſchmidt und Marie Kloska (Jakobſtraße 44 und Saal
berg 20). Der Tiſchler Tonndorf und Marie Biering (Karlſtraße 24 und Markt 16).
Der Lackierer Mucke und Anna Preuße (Thorſtraße 29).

Ceboren: Dem Handarbeiter Braune ein S. (Schloſſerſtraße 6). Dem Hilfsbremſer
Strickrodt eine T. (Krouprinzeuſtraße 53). Dem Bäckermeiſter Münzer eine T. (Graſe
weg 7). Dem Maſchinenſchloſſer Bärwald ein S. (Hardenbergſtraße 35) Der Kalku-lator Volckmar eine T. (Jakobſtraße 47). Dem Bäckermeiſter Koſt eine T. (Schwetſchke

ſtraße 9). Dem Hauptſteueramts Aſſiſtenten Backe eine T. (Schillerfraße 4). Dem
Tapezierer Herre eine T. (Saalberg 85). Dem Geſangenen-Aufſeher Baſchlau eine T.
(Amneuſtraße 1). Dem Landbriefträger Andre eine T. (Kraufenſtraße 17).

Geſtorben: Des Tiſchler Weiß S., 9 J. (Feldſraße 5). Des e m
Staudte S., 3 M. (Ackerſtraße 1a2). Der Gelbgie E
Brauer Böhme S., 6 M. ((Lerchenfeldſtraße 17). Des Tiſchler Kretſchmer efrau
Anna geb. Conrad, 26 J. (2. Vereinsſtraße 4). Der Toapezierer Reinboth, 47 J.
(Frieſenſtraße 8). Der Handarbeiter Geithner, 483 J. (Diakoniſſenhaus). Der Materialien
verwalter Donner, 71 J. (Merſeburgerſtraße 26).

Verantwortlicher Redakteur: Wilhelm Swienty in Halle

eise-
Koffer.

Etat zur Anſchaffung von 25 Revolvern für die

e 2die zwangsweiſe Einſtellung von 400 Mark in den E. C. Sie können gegen den B. klagbar vorgehen. Dir C. I. Rätterw, Leipzigerſtr. 90.

onnnpſcis»ko—l,
Brief blieb infolge verſchiedener Umſtände liegen. Ob B.

(Tur Erd 1. gewerbl. Hiſſsarbeiter
von Halle und Umgegend.

Dienstag den 16. Mai abends 8 in Fanlmanns Reſtaur.,
Gartenſtraße 7,

öffentliche Versammlung.
Tagesordnung Die deutſche Bauarbeiter-Bewegung.

Kollege O. Reunthaler aus Berlin. Verſchiedenes.
Um pünktliches und vollzähliges Erſcheinen erſucht

Der Einberufer.

FachVerein der Raurer
von Halle und Umgegend.

Dienstag den 16. Mai abends 8 Uhr im Saale der Moritzburg, Harz,

Verſammlung.
Tagesordunung: 1. Wie ſtellt ſich die Organiſation zum Arbeiter-
Sekretariat. 2. Regelung des diesjährigen Stiftungsfeſtes. 3. Verſchiedenes.

Um zahlreiches Erſcheinen erſucht Der Vorſtand.

Zentral- Kranken u. Sterhe- Kaſſe

der Tiſchler, Halle.

Mittwoch den 17. Mai abends S Uhr, Moritzburg, Harz 50,

Mitgliederverſammlung.
Tagesorduung Durchberatung der Anträge des Vorſtandes. Stellung

von Anträgen. Wahl eines Delegierten zu der am 17. Juli ſtattfindenden
Generalverſammlung (Nürnberg). Die Ortsverwaltung.

Zentralverband d. Zimmerer

Dienstag den 16. Mai abends 8 ühr bei Streicher
Mitglieder Versammmn lung

D W Vortrag des Genoſſen Weissmann über Nanſens Nordpolreiſe.

M
Könzert und van

im Burgtheater, Hoheſtraße.
Es ladet freundlichſt ein

Referent:

Das Komitee.
VApollo Theater.

Direktion: Fr. Wiehle.
Täglich abends S Uhr: Spielplan vom 16. Mai ab.W Ja Künftler- Vorſtellung. F

Edwarss Familie mit ihren Melange-Akrobatik-Akt. Ella-Stella,
OriginalSoubrette. Otto Abs, Miniatur-Athlet aus Hamburg. Little
Weinſelta, Drahtſeilkünſtler. Leoneo Kiſchneff-Trüppe, ruſſiſche
Akrobaten u. Tänzer. The Befkelly's, muſikal. Erzentriks-Pantomimiſten.

Elſe und Franz, die kleinſten Duettiſten. Amanda Nordſtern,
HerrenJmitateuſe (prolongiert). F. Markow, Humoriſt. 3 Chevalier
et Mlle Prince, Bärendreſſur.

Jeden Sonntag von 114-1 Uhr:
Eintritt frei. grosse Matineo. Eintritt frei.Programm 20 Konzert u. Spezialitäten- Vorſtellung. Programm 204

Grude-Oefen
von Mk. 5. an verkauft

Carl Feustel, Herrenſtraße 6.

Dienstag
Schlachte- Feſt.

H. Rernstein,
Wilhelmſtraße Nr. 48.

Thalia- Theater
Dienstag den 16. Mai 1899

W Gaſtſpiel U BenderTataToto,
Mittwoch: Tata-Doto.

Walhalla Theater.
Direktion Richard Hubert.

Montag den 15. Mai

Letztes Auftreten
Das Greiner-Sandor-Trio, Elite-

KraftAkrobaten an hängenden Ketten
und Bravour Hand Equilibriſten.
Die Gebrüder Treptow, japaniſche
Se und Kopf-Akro-aten. Mr. Reginald Morie,
Salon-Malabariſt und Jongleur.
Signor Antonio Fradello, Land-
ſchafts-, Thier- und Sport Schnell
Maler und Blitz -Modelleur. Mr.
Charles Fämound, mit ſeiner muſi-
kaliſchen Burlesk-Kombination. Die
acht Favoritinnen, Wiener Tanz-
Sängerinnen. Fräulein mm
Busse, Geſangs-Humoriſtin. Herr
Engelbert Sassen, Original-Ge-

t

eginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Weissemfels.
Apollo Theater.

Direktion: Adolf Horu.
Spielplan vom 1. bis 15. Mai.

Herkenraths dreſſierte Tiergruppe,
Elephant, Pferd, Hund und Affe. Der
Elephant als Radfahrer. Senſationell.

Frl. ElIla Myra, Piſton-Virtuoſin
und Soubrette. Zenora u. Foden,
Equilibriſten. Herr Rudolf Jura,
Humoriſt. Petzold-Trio, Geſangs-
und Tanzenſemble. Gebr. Renares,
3fach komiſches Reck. Santas-
Jenitta, die verliebte Höllenkreatur.

Die 4 Mascarons, 2 Damen,
2 Herren, Gymnaſtiker am Hufeiſen-
Apparat. Piceardy, Brothers,
Clowns mit Ball ſpielendem Hund.

Anfang 8 Uhr. Ende 11 Uhr.
Jeden Sonntag von 11 bis 1 Uhr
große Matinee bei freiem Entree

ſowie
Nachmittags- Vorſtellung

bei halben Preiſen.

athen

Geschenke.
Korallenketten, Ohrringe,

Kreunuzehen, Resteeks, 5
Löffel, Beecher, KinderI Tassen, Sparbüehsen ete.
in ganz neuen gedieg. Mustern

empfiehlt
in sehr grosser Auswahl

zu billigen Preisen

J. Essig Nacht.,
Juwelier,

Gr. Ulrichstrasse l.
Umtauschjeäerzeit gern gestattet.

Geröſtete Kaffee's,
das Pſemd gen

Hammerschlag's
Herren und Knahben-

Garderoben

ſind im

Stets großes Lager

und Reisekörhben,
ſowie gebrauchte Kinderwagen u.

Leiterwagen.
Koch Korbgeſchäft,

RegenSchirme,
ſowie Reparaturen

22 aller Art. Billigſte
J Preiſe am Platze.
J J. A. WerkmeifſterSe Leipziger

ſtraße 16. Lieferant ſämtl. KonſumV.

Julius Müller
Neumarktbrauerei

unübertroffen.
Preiſe denkbar billig. De

S. Meyer
Juhaber:

Julius Hammerschlag.
36 Gr. Ulrichſtr. 36.

Anſtändiges, ſauberes Mädchen wird
als Aufwartung für den r Tag

Zu erfr Kl. Ulrichſtr. 13.Uaue a. S., Geiſtſtraße 19 geſucht. Zu erfragen Kl. Ulrichſtr. 1
ahlt bis auf weiteres pro Stück Sandwehrftrafze 21 iſt eine ſchöne1 fg. für zurück gebrachte Flaſchen freundliche Wohnung ſofort zu verm.mit obiger Firma im Glaſe und es

auf Patentverſchluß.e Dankſagung.Hart geräucherte Allen, welche durch Teilnahme und
zahlreiche Kranzſpenden den Heimgang0 t W I r 8 t heiſere lieben Vaters ehrten, ſagen

5 tiefgefühlteſten Dank.
per Pfd. 48 u. 60 Pf. Die Hinterbliebenen.

i i KRrothe.Wilh. Reumann, Geſchwiſter
Geiſtſtraße 18. Dankſagung.

Zurückgekehrt vom Grabe meines
unvergeßlichen lieben Mannes und2 Möbel unſeres guten Vaters, des Maurers

9 Karl Rachmann, ſagen wir allenneue und gebrauchte, aller Art. denen, welche den Verſt
orbenen zur

Ganzes Ausstattungen, letzten Ruhe geleiteten und ſeinen
Sarg ſo reich mit Kränzen ſchmück-

von den einfachſten bis zu den elegan-
teſten empfehle

ten, herzlichen Dank. Beſonders
Dank Herrn Dr. Schumann für

in größter Auswahl billigſt ſeine Aufopferung während der
Krankheit u. nach dem Tode des

t ſowie e 77FF S I Jung für ſeine tröſtenden WorteDienstag d. 16. Mai I dem Gecawereſn Thalig für

Schlachte Feſt. e e den Mitgled
S r 5 erzlichen Dank den Mitgliedernn Thorſtr. 23. der Zentral- Kranken und Sterbe-

Verkaufsſterdde 8 Allgem. Kon er Tiſchler ß. Hamburg (Zahl
ſum Vereins Halle. ſtelle Trotha) für die zahlreiche Be
Reform-Gebiſſe (eigene Erfindung Trotha, den 15. Mai 18699.
D. R. M. 102 500), leicht, unzerbrechlich. I Die trauernde hinterbliebene

Zahnziehen ſchmerzlos (o. allop. Witwe und Kind.
Betäubung). Reparaturen t. Um-
arbeitungen ſofort.

ehe J
e troſtvollen Geſang am Grabe

Künſtliche Zähne in Kautſchuk, teiliguug beim Begräbnis.

Billige Preiſe, gute Arbeiten.
Dr. chirurg. äentoniae Netz
(promo. Ameriea), Geiſtſtr. 21, I.

Zu kaufen geſucht:
Gebrauchte Möbel jeder Art, ſowie
Laden, Kontor u. ReſtaurationszEin-
richtungen zu den höchſten Preiſen.

Friedrich Peileke, Geiſtſtr. 25.
Telephon 1151.

Kinderwagen,
Leiterwagen, Reiſekörbe empfiehlt

zu bekannt billigſten Preiſen

ederalce

TodesAnzeige.
Am Sonnabend abend ſtarb

unſer Mitglied, der Geſchirr-
führer

Hermann PFörster.
Die Beerdigung findet Diens-

tag nachmittag 4 Uhr von der
Leichenhalle des Südfriedhofes
aus, ſtatt.

Derband der Handels-hHilfs-
arbeiter und Geſthirrführer.

Giebichenſtein, Burgſtr. 65.
Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Augu ſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.



Veilage zum Volksblatt.
r. e

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 16. Mai 1899.

Ein kläglicher Reinfall. Jn dem gewerkſchaftlichen Teileunſeres Blattes berichteten wir, daß in Bern
Bergarbeiterverband begründet worden iſt. Wie dieſe Gründung
vor ſich gegangen iſt, möge man aus dem nachfolgenden Be-
richt der Frankf. i erſehen, welcher dieſer unterm 7. Mai
d angen iſt: „Die Bildung eines evangeliſchen Bergarbeiter

erbandes ſollte heute hier vollzogen werden, wenigſtens hatte
der Bergmann Hermann Fürkötter zur Gründung eines
olchen Verbandes eingeladen. Die Zahl der evangeliſchen

appenvereine, welche Delegierte geſandt hatten, belief ſich
auf 13. Wie Fürkötter mitteilte, handelte es ſich nicht um
einen neuen Verband, ſonderu um einen Zuſammenſchluß
evangeliſcher Knappenvereine, die bereits im Dezember zu-
ſammengetreten waren und ein Statut entworfen hatten. Nach
dem e Aufruf kounte man auf eine ſolche Gründungnicht gen t ſein, vielleicht hatten die Akteure erſt infolge des

en Beſnuches den Entſchluß gefaßt, die Sache auf dieſen
arren zu laden. Fürkötter, der ehemalige ſozialdemolratiſche

Agitator, beſtraft wegen Majeſtätsbeleidigüng, troff von evan-
eliſchem Bewußtſein und Königstreue und erklärte, er habe
ie Majeſtätsbeleidigung nur begangen, als er zum erſten

und letzten Male betrunken geweſen ſei. Herr Lie. Weber
aus M.Gladbach war gekommen, um das Kind aus der Taufe
zu heben. Er war ſehr enttäuſcht ob des ſchwachen Beſuches
und zog ſich, ſo gut es ging, aus der Affaire. Von den 13

etenen Vereinen ſtimmten 2 gegen die Neugründung, die
im übrigen beſchloſſen wurde.“ Daß die Macher der gegen
den Berg und Hüttenarbeiterverband gerichteten Neugründung
einen Reinfall erleben würden, war vorauszuſeben, daß dieſer
aber ſo kläglich ſein würde, hätten auch wir nicht geglaubt.

g der Maigefallenen in Dresden. Bei ſtrömen-
dem Regen pilgerten am Dienstag abend zwiſchen 5 und 8 Uhr
Tauſende von Arbeitern, Parteigenoſſen nach den auf dem
Trinitatis und dem Armenfriedhofe befindlichen Maſſengräbern
der Toten, die vor 50 Jahren ihr Leben im Dienſte der Frei-
heit auf den Barrikaden ließen. Alljährlich iſt der 9. Mai
von den Dresdener Arbeitern dem Andenken dieſer großen
Toten gewidmet, der Toten, deren heute niemand weiter mehr
als der Arbeiter gedenkt. Noch nie dürfte aber die Ehrung
in ſol Umfange geſchehen ſein, wie diesmal am 50 jährigen

ge jener großen Zeit. Die Gräber waren dicht mit
g prächtigen Kränzen, welche Schleifen mit entſprechen

Widmungen hatten, behängt. Es werden etwa 70 ſolcher
Kranzſpenden gewidmet worden ſein. Faſt ſämtliche Gewerk-
ſchafts, ſowie die ParteiOrganiſationen von Dresden und Um-
gegend brachten in dieſer Weiſe ihre Gefühle zum Ausdruck,
ebenſo der Arbeiterinnen Bildungsverein, Redaktion und Per-
ſonal der Arbeiter Zeitung, Verein für Volksbildung u. a.
Eine erſchütternde Wirkung übte ein mächtig großer, einfacherKranz aus Epheu und Edelweiß auf alle Vorübergehenden

aus, auf dem folgende ſchlichten Worte auf einem weißen Papp-
täfelchen mit ſchlechter Tinte niedergeſchrieben waren

„An Euch gedenken heut viel Tauſend Treue,r, die Ihr für die Freiheit ſtrittet heiß.
ch ich leg' zur Erinn'rung eine Gabe

Auf Euer Grab ein ſchlichtes Edelweiß.
Ein treuer Kamerad.“

Wie viel liegt in dieſen ſchlichten Worten! Selbſtverſtänd-
lich wachte auch diesmal die ſtark vertretene Polizei mit Argus-
augen, daß nichts Polizeiwidriges geſchehe. So mußte eine
rote Schleife mit folgender vrächtigen Widmung vom Kranzeentfernt werden „Schande, z Bande, die Freiheit bekämpft.“

An einem anderen Kranze las man die Aufſchrift: „Schleife
konfisziert“. Die Polizei geht eben auch auf dem Friedhofe
um; nicht einmal die e ſind arg v V dur zum
Thoresſchluß der Kirchhöfe kamen und gingen die Arbeitermeiſt der Arhit, im ſchlichten Arbeitergewand, aber

ſicher mit Gefühlen im Herzen, die mehr als alles andere
polizeiwidrig ſind, gegen die aber die Polizei ohnmächtig iſt.

Morgen des 10.. Mai hat die Polizei ſämtliche Schleifen
ümmelt; alle Widmungen ſind abgeſchnitten worden.

Selbſt die harmloſen Worte „den Maigefallenen“ ſind
der Polizeiſchere zum Opfer gefallen.

Der fromme Reichsbote ſtimmt über den Uebertritt der
mecklenburgiſchen Prinzeſſin Jutta zur griechiſch katholiſchen
Kirche in gar bewegliche Klagelaute ein. Er ſagt:

„Wenn jemand aus wirklicher Ueberzeugung, und wenn ſie
auch eine irrige iſt, ſeine Konfeſſion wechſelt, ſo achten wir
das als einen Akt innerer Wahrhaftigkeit; aber wenn jemand
um äußerer Vorteile, Ehre oder Annehmlichkeiten willen das
thut, ſo ſind die Gefühle dem gegenüber ganz andere. Unſere
evangeliſchen Fürſtenhäuſer ſcheinen nicht zu ahnen, wie ſehr
durch ſolche Uebertritte ihre Töchter ihre kirchliche Autorität
im eigenen Lande und ihr Anſehen im Auslande erſchüttert
wird. Wahres Glück iſt aus den ſo errungenen Kronen noch
keiner ſolchen Konvertitin erwachſen. Um ſo weniger hätten
wir geglaubt, daß um eines zukünftigen Fürſtenhutes von
Montenegro, des halbzivifiſierten Ländchens der ſchwarzen
Berge willen, eine deutſche Fürſtentochter konvertieren würde.

a, lieber Reichsbote, es heißt doch nur, daß dem V olke die
ligion erhalten werden muß und dazu gehört eine mecklenburg hche Prinzeſſin nicht.

Ein ſchärferes Vorgehen gegen den unlauteren Wett-
bewerb hat der inanzminiſter v. Miquel einer Abordnung
des Zentralvereins ſelbſtändiger Gewerbetreiber in Ausſicht ge
ſtellt Zunächſt ſoll gegen die ſogen. Lockartikel in den
Warenhäuſern und Ausverkäufen“ eingeſchritten werden, ebenſo
gegen die „ſchwindelhaften Verſteigerungen“, die bislang alle
geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften zu umgehen wußten.

Grobe Ungebühr. Die Freiſ. Ztg. teilt mit: J
„Sonderbare Praktiken ſind ausgeübt worden, um für die

Aufrechterhaltung der angekündigten Tagesordnung (Jnva-
lidenVerſicherung) eine zahlreiche Präſenz des Plenums her
beiguführen. Es wurden am Mittwoch morgen durch dieeeeerekaten anonyme rote Zettel ausgetragen mit

rtlaut:u z Freiſinnige Volkspaxtei,
Es wird auf das dringendſte gebeten, heute beim Beginn

der Plenarſitzung um I Uhr gefälligſt anweſend ſein zu
wollen, da Anträge auf Abſetzung des Tagesordnungs-
S egnſtandes geſtellt werden, um die Sitzung zu ver-
eitelnn.

Berlin, den 10. Mai 1899.
Freiſinnigen Volkspartei hat zu einer ſolJ r Firma der Partei Auftrag ge

geben. Der Bureaudirektor erklärte auf Befragen, die Ver
antwortung für dieſe Verteilung zu übernehmen die Firma
der Partei t „aus Verſehen“ hinzugefügt. Die anderen
Parteien haben ähnliche Zettel, teils mit, teils ohne Partei-
firma erhalten. Die Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Par
tei haben ſolche Zettel nicht erhalten.

Es iſt nicht zu erſehen, wer den Bureaudirektor zu dieſer
durchaus unziemlichen Handlungsweiſe veranlaßt hat. Es iſt
unerhört in der Geſchichte des Reichstages, daß das Reichs
tagsbureau, welches die ſtrengſte Unparteilichkeit in der Aus-
übung ſeiner Geſchäftsverpflichtungen zu wahren hat, derartig
ſeine Befugniſſe überſchreitet und ſich als Jnſtrument von
Parteiwünſchen gebrauchen läßt.

Die Macht ſchöner Frauen bei Hofe. Zu den glänzend-
ſten Erſcheinungen am Berliner Hofe gehört auch ſo be
richtet die Woche Fürſtin Alfred zu SalmDyck, ein Jdeal
ſtolzeſter und doch reizendſter Weiblichkeit. Der Zauber ihrer
Perſönlichkeit vermag durchzuſetzen, was ſonſt nicht ſo leicht
am Berliner Hofe erreicht wird. Als die Fürſtin dem Kaiſer
auf einem Koſtümfeſte bemerkte, daß ihr Gemahl wohl der
einzige ſei, der keinem Truppenteil angehöre und deshalb in
Zivil kommen müſſe, verſetzte der Kaiſer lächelnd: „Wer
könnte den Wunſch einer ſo ſchönen Frau nicht erfüllen“ und
ſtellte den Fürſten ſogleich à la suite ſeiner Gardetküraſſiere.

Die Delitzſcher Stadtverwaltung vor dem
Schwurgericht.

g. Halle, 12. Mai.
4. Tag (Fortſetzung).

Vor Eintritt in die Verhandlung teilt der Bürgermeiſter
Reiche mit, er beabſichtige etwas Thatſächliches zu berichtigen.
Der Vorſitzende, Herr Landgerichtsrat Winkler, entgegnet
hierauf, ob Zeuge vielleicht die Ungenauigkeit in der Saale-
Zeitung meine. Zeuge beſtätigt dieſes und erklärt darauf, daß
von der in Frage kommenden veröffentlichten Angelegenheit
nichts in dem gegen ihn geführten Protokoll geſtanden habe.
Landgerichtsrat Winkler erwidert darauf, er habe das Nötige
ſchon veranlaßt und habe dem Berichterſtatter der Saaleztg.
die Anweiſung gegeben, nichts in den Gerichtsberichten als
verhandelt zu veröffentlichen, wovon in der Verhandlung nichts
zur Sprache gekommen iſt.

Es wird hierauf über die Kontrolle der in Frage kommen-
den Bücher und Lieferſcheine bezüglich der Zementlieferungen
verhandelt. Die Fälſchungen von Offerten 2c. werden be-
ſtritten. Ueber den Keller im Krankenhauſe beſtanden Mei-
nungsverſchiedenheiten. Ein Verteidiger behauptet, daß der
Keller zu warm, ſogar geheizt geweſen und Spotts Kartoffeln
dadurch ſchlecht geworden wären. Die Schweſter Kopacek
giebt zu, daß es im Keller etwas warm geweſen, daß die
Hauptleitung der Zentralheizung aber durch den Kartoffelkeller
gehe, ſei unrichtig. Zeuge Arbeiter Nieswandt bekundet,
daß ein kleines Heizungsrohr durch den Keller geht. Jm
weiteren Verlaufe der Verhandlung ſtellt ſich aber heraus, daß
es zur Zeit, als die Kartoffeln ſchlecht wurden, Sommer war
und damals ſelbſtverſtändlich nicht geheizt wurde. Der Ver-
teidiger, Rechtsanwalt Dr. Keil legt, als zur Sprache kam,
daß im Krankenhauſe geſtohlen worden ſei, der Schweſter Ko-
pacek die Frage vor, ob ihr bekannt ſei, daß es im Kranken-
hauſe einmal geſpukt habe. (Heiterkeit). Darüber unter dem
Eide Auskunft zu geben, iſt jedenfalls nicht leicht. Es wurde
darauf erklärt, daß im Krankenhauſe einmal eine verkleidete
Mannsperſon geſehen worden ſei. Simon behauptet, es ſei
damals dort geſtohlen worden. Die Zeugenvernehmung wird
hierauf für beendet erklärt und es wird dann zur nachträg-
lichen Vereidigung des Bürgermeiſters Reiche, ſowie anderer
Zeugen Stellung genommen. Der Staatsanwalt bittet ſämt-
liche Zeugen, mit Ausnahme des Bürgermeiſters R., der der
Begünſtigung des Simon verdächtig erſcheint, zu
vereidigen. Vor der Beſchlußfaſſung wird Zeuge Amtsrichter
Albanus noch über Simons Lebenswandel befragt.

Zeuge erklärt, daß ihm etwas Nachteiliges von Simon nicht
bekannt ſei. Simon habe ſeiner Meinung nach ſolid gelebt;
er ſei ſeinen Kindern ein guter Vater geweſen und habe nicht
über ſeine Verhältniſſe hinaus gelebt. Jhm, Zeugen gegen-
über, habe Simon ſich bei der Vorunterſuchung nicht gut ver-
halten. Er leugnete erſt, ſchob alles den Schweſtern zur Laſt
und geſtand immer erſt ein, wenn er überführt war. Bei
einer Hausſuchung in Simons Wohnung wurde ſogar ein ſog.
Rechtfertigungsſchreiben vorgefunden. Simon habe den Ein-
druck gemacht, als wenn er ſich der Schwer ſeiner Handlung
gar nicht bewußt geweſen ſei. Bezüglich des dem Simon ge-
zahlten Gehalts erklärt Regierungsrat Dittmar, daß das Ge-
halt, welches dem Simou gezahlt worden, in anderen Städten
gleicher Größe derartigen Beamten ebenfalls gezahlt werde.
In kleineren Städten würden derartigen Beamten gleich be
deutend niedrigere Gehälter gezahlt. Auf Beſchluß des Gerichts
wurde Bürgermeiſter Reiche vereidigt. Vordem gab Herr
Reiche noch die Erklärung ab, daß er ſeine Ausſage bezüglich
der Geſcheuke nicht auf alles bezogen haben möchte. „Wer
hat in ſeinem Leben nicht ſchon einmal etwas ge
ſchenkt bekommen mein Zeuge, der dann noch erzählt,
daß er vom Angeklagten Winkelmann gelegentlich ſeines
Geburtstages einen Speckkuchen geſchenkt bekommen habe.

Von den aufgeſtellten Schuldfragen, deren Verleſung eine
geraume Zeit in Anſpruch nahm, betreffen allein 29 den An-
geklagten Simon, da jede einzelne Handlung in einer Frage
niedergelegt werden muß. Sämmtliche Angeklagte werden dem
Eröffnungsbeſchluß gemäß beſchuldigt.

Nach einer zweiſtündigen Mittagspauſe bekam der Staats-
anwalt, der ſchon vordem die einzelnen Fälle beſprochen hatte,
wieder zu ſeinem Plaidoyer das Wort. Er weiſt darauf hin,
daß das Material ein ſehr großes ſei und einige Thaten ſehr verzwickt
liegen. Zu erwägen ſei, daß Simon ein für Delitzſcher
Verhältniſſe ſehr hoch geſtellter Beamter iſt und daß Straf-thaten, wenn ſie von Vlamten begangen werden, ſtreng ge-

ahndet werden müſſen. Dem Angeklagten Simon war nichts
heilig: er ſchonte ſogar die Sachen eines Verſtorbenen nicht.
Der Stadtſäckel iſt durch die Handlungen der Angeklagten er-
leichtert worden es ſei auch ohne Zweifel, daß die Beſtellbücher
vom Krankenhauſe Urkunden ſind und ſolche zum Nachweiſen
von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit waren.

Der Staatsanwalt beſpricht ſodann den Hauptfall der An-
klage, den Fall Simon-Wehle ee., ſchwere öffentliche Ur-
kundenfälſchung und Betrug betreffend und meint, die Sache
liege am ſchwerſten, aber auch am klarſten. Dieſe Amts-Ver

Halle a. S., Montag, den 15. Mai 1899.
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brechen Simons haben es mit ſich gebracht, daß der groß
Schwurgerichtsapparat habe in Bewegung geſetzt werder
müſſen. Daß Simon ein Beamter iſt und befugt war, öffentliche Urkunden aufzunehmen und daß die Ridrtend kein

gungen gefälſcht ſind, um Vorteile zu erreichen, ſei außer
Zweifel. Jn moraliſcher Beziehung kann dem Simon nichts
Schwereres vorgeworfen werden, als die Verleitung zum Mein
eide, die er ſich dem Wehle gegenüber ſchuldig gemacht habe
Simon hat dem Wehle gegenüber geſagt: „Jch ſchwöre, daß
ich nicht mit Jhnen gekaupelt habe und erwarte von Jhnen,
daß Sie dasſelbe thun.“ Wenn jemand ſo ſpricht ſo begeht
er eine Verleitung zum Meineide und den Angaben Wehles
ſei Glauben zu ſchenken. Der Staatsanwalt zieht ſodann den
Bürgermeiſter Reiche in den Bereich der Erörterung und
meint, er wolle nicht die Frage aufwerfen, ob Bürger-
meiſter Reiche einen Meineid begangen hatz; ohn-
Zweifel ſtehe aber feſt, daß Herr Reiche ſo gehandelt hat, um
die Sache zu vertuſchen, es bleibe dahingeſtellt, ob er im
böſen oder guten Glauben gehandelt hat. Simon hat ſeine
Strafthaten begangen unter dem Eindrucke: „Mein Bürger-
meiſter tritt für mich ein; der wird die Sache ſchon ver
tuſchen.“

Die Vergehen der anderen Angeklagten erachtet der Staats
anwalt zum großen Teil für erwieſen, jedoch liegen dieſe
Thaten nicht ſo ſchwer, wie die des Simon. Letzterem ſeien
keine, den übrigen Angeklagten jedoch mildernde Umſtände zu
bewilligen. Es brauche nicht noch darauf hingewieſen werden,
daß die Sache große Erregung hervorgerufen hat und die
Delitzſcher Bürger durch die Handlungen der Angeklagten ge
ſchädigt worden ſind. Wehle habe ziemlich raffiniert gehandelt
und Winkelmann habe bei der Urkundenfälſchung ſchwer ge
fehlt: Domgall habe alle Veranlaſſung gehabt, im Jnterſſe der
Stadtgemeinde zu handeln, da er dort ein Gehalt bezog; er
durfte die Stadt nicht ſchädigen. Simon ſei aber der Haupt
thäter geweſen: er hat keinen entſchuldbaren Grund für ſeine
That, indem er nicht aus Not, ſondern aus Leichtfertigkeit
handelte. Durch Simons verderblichen Einfluß ſind die übrigen
Angeklagten verleitet worden ein ſolcher Beamter ſei ſchwer
zu beſtrafen, den übrigen Angeklagten könnten jedoch mildernde
Umſtände bewilligt werden.

Der Verteidiger Simons, Rechtsanwalt Dr. Kähne, meint,
die meiſten der zur Anklage ſtehenden Fälle ſeien Bagatellen;
was wolle es beſagen, daß ein Paket Watte, etwas Seife und
einige Salatpflanzen veruntreut worden ſind.

Die SaaleZeitung und einige Berliner Zeitungen haben
berichtet, wunder was für intereſſante Sachen zur Verhandlung
kommen würden und was ſei es denn nun geweſen Aller
dings handle es ſich ja in dem Falle Simon-Wehle um einen
etwas hohen Betrag, aber die in Frage kommenden Beſtechungen
ſind unbedeutend. Wenn z. B. ein Direktor einer Zuckerfabrüö
„geſchmiert“ wird, ſo iſt das ſtraflos, wenn aber ein Beamter
beſtochen wird, ſo iſt das ſtrafbar; es iſt aber keine Beſtechung,
wenn man einem Briefboten für die pünktliche Zuſtellung der
Briefſchaften etwas giebt. Jn den bedeutenden Fällen iſt
Simon geſtändig geweſen, während er nur die Kleinigkeiten in
Abrede geſtellt hat. Die Verleitung des Wehle zum Meineide
ſei nicht als erwieſen anzunehmen, da dem Wehle bezüglich
der dem Simon zur Laſt gelegten Aeußerung vom „Kaupeln“
kein Glauben beigemeſſen werden könne. Glaube man dem
Wehle in dem von ihm beſtrittenen Betrugsfalle nicht, danp
dürfe man ihm auch im anderen Falle nicht glauben. Ueber
haupt ſei es nicht angängig, jemand auf die Angaben eines
Mitbeſchuldigten hin zu verurteilen. Früher habe es geheißen
„zweien Zeugen Mund thut die Wahrheit kund“ und im vor
liegenden Falle habe man nicht einmal einen Zeugen. Von
dem Verbrechen der ſchweren Urkundenfälſchung ſei Simon
freizuſprechen, im übrigen ſei er wegen der einzelnen Hand
lungen zu verurteilen und könnten ihm die mildernden Um
ſtände mit Rückſicht auf die minimalen Schädigungen der
Stadtgemeinde nicht verſagt werden. Der Angeklagte Berger

den dieſer Verteidiger ebenfalls vertritt ſei gänzlich frei
zuſprechen, denn ein Betrüger handle nicht ſo naiv wie der
Angeklagte Berger, der den Unterſuchungsrichter frug: „Hab
ich denn da einen Betrug begangen e.

Hierauf wurde die Sitzung nach 8 Uhr abends abgebrochen.
Der Zuhörerraum war wieder beſonders von Delitzſcher

Bürgern dicht gefüllt.

59. Tag.

(Schluß).

Die Verhandlung begann wieder um 9 Uhr mit dem
Plädoyer des Rechtsanwalts Dr. Funke, der die Angeklagten
Wehle und Winkelmann vertritt. Der Verteidiger weiſt
darauf hin, daß es ſich bei den Angeklagten außer Simon
eigentlich nicht um Mitſchuldige, ſondern um Verführte handelt.
Die Angeklagten ſind lediglich der Jntention Simons gefolgt.
Simon war zweiter Bürgermeiſter und genoß in der kleinen
Stadt Delitzſch ein weit höheres Anſehen als ein ſolcher Be-
amter in einer größeren Stadt. Er war Beamter und ver-
ſtand es, ſich mit einem gewiſſen Nimbus zu umkleiden. Nur
ſo ſei es zu erklären, daß ſo ehrenwerte Männer von der
Bahn des Rechts abgewichen ſind. Jns Gewicht falle auch
die mangelhafte Einrichtung des Gemeinweſens in
Delitzſch, die durch die Verhandlung aufs glänzendſte darge-
than iſt. Auf die Einzelthaten dieſer beiden Angeklagten näher
eingehend, bemerkt der Verteidiger, daß der Angeklagte Winkel-
mann im guten Glauben gehandelt hat; er konnte ſeine Thaten
für erlaubt halten, da ſie von einem Beamten veranlaßt wor-
den waren. Wegen eines Vorteils von 3 M., begangen durch
die Umänderung der 5 Kilo in 15 Kilo Weizenmehl, könne
man doch den Angeklagten Winkelmann nicht in das Zucht-
haus ſchicken. Dem Winkelmann habe das Bewußtſein der
Rechtswidrigkeit gefehlt er ſei ebenfalls wie auch Wehle frei-
zuſprechen. Sollte wider Erwarten Wehle doch des Betrugs
für ſchuldig erklärt werden, ſo möge man ihm aber die mil-
dernden Umſtände nicht verſagen.

Der Verteidiger Domgalls und Wieſingers, Rechtsanwalt
Herzfeld I, bittet der Beweiswürdigung nur das zu Grunde
zu legen, was in der Verhandlung dargethan iſt und nicht,
was in den Akten ſteht. Der Herr Amtsrichter Albanus hat
ſelbſt zugegeben, daß Jrrtümer unterlaufen und Schreibfehler
in den Akten paſſieren können. Man erwäge, daß bei der
Vorunterſuchung die Angeklagten ihre Angaben als Zivilperſon
machen, während ſie im ſog. Juriſtendeutſch niedergeſchrieben
worden ſind. Die dabei in Frage kommenden h
Sachen bereiten dem Juriſten bei der Vorunterſuchung
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o iſt.ehe nden, wenn ſie vor dem Unter
uchungsrichter ſtehen, zumad ſie wußten, daß Simon,

mit dem ſie gehandelt
Herr Amtsrichter Albanus
bei den Vernehmungen ſehr rühig. Dieſes erſcheine zweifelhaft;
mit ſchlotternden Beinen werden die Beſchuldigten vor den
Richter getreten ſein, und wenn die Bene ſchlottern, dann
ſchlottern, auch die Gedanken. Früher hieß es, was in den
Akten ſeit iſt maßgebend, mit dieſem alten Syſtem habe man
aber glücklicherweiſe gebrochen und jetzt gilt nur das, was
durch die Verhandlung dargelegt worden iſt. Weshalb habe
denn die Borunterſuchung ſo lange gedauert und der Anklage-beſchluß umgeändert werben müſſen Weil die erſten Nieder

ſchriften nicht mehr als maßgebend erachtet wurden. Zu einer
Anklage gehöre eine Behauptung und dann der Beweis, daß
jemand etwas gethan hat; beides fehlt bei den Angeklagten
Domgall und Wieſinger. Domgall habe richtig und nicht zu
ungunſten der Stadtgemeinde gerechnet. Und weshalb rechnete
er richtig, weil er helle iſt; und weshalb iſt er helle, weil er
aus Sachſen iſt. (Heiterkeit.) Seine geſchickte Verteidigung
könne ihm nicht ungünſtig angerechnet werden. Der Verteidi-
er ſchließt mit der Bitte, die Angeklagten Domgall und Wie-ger freizuſprechen; es ſei kein Unglück für den Staat, wenn

2 Perſonen, die ſich bisher gut geführt haben, des Betrugs
für nicht ſchuldig erklärt werden.

Der Verteidiger Spotts, Rechtsanwalt Dr. Keil, glaubt ſich
kurz faſſen zu können, da er der Ueberzeugung ſei, ſein Klient
werde er habe angenommen, der Staatsanwalt
würde die Anklage im Laufe der Verhandlung fallen laſſen.
Die Belaſtungen Spotts beruhen mit auf Antipathie gegen
Simon, der die Schweſtern in einer Unteroffiziermanier be
handelt zu haben ſcheint. Spott ſei freizuſprechen.

Jn der Replik wies der Staatsanwalt darauf hin, daß die
Stac sanwaltſchaft nicht der Popanz ſei, als der er hier von
der Verteidigung hingeſtellt worden iſt. Ein Staatsanwalt,
der ſein Amt richtig auffaßt, erhebt keine greß wenn er
von der Schuld der Angeklagten nicht überzeugt iſt. Die That
Simons zeuge von einem verbrecheriſchen Hang und verſtößt
ſchwer gegen das öffentliche Jntereſſe. Durch ſein Thun ſeidie veſelhhaftüche Ordnung unterwühlt und die Grundfeſten

des Staates erſchüttert worden er verdiene eine ſchwere Strafe.
Bei der Duplik bemerkt R.A. Dr. Funke: „Der Worte ſind

enug gewechſelt, nun endlich laßt uns Thaten ſehen“. Dann
am es zwiſchen Herrn R.A. Herzfeld und dem Herrn Vor-

ſitzenden, Landgerichtsrat Winkler, zu einer kleinen Kontroverſe,
in der der Verteidiger dagegen proteſtierte, in ſeine Worte
etwas hineinzulegen, was er gar nicht geſagt habe. Dieſer
Verteidiger hatte es als das höchſte Lob der Verteidigung be
zeichnet, daß dem Staatsanwalt zwei Verteidiger nicht gefallen
haben wenn der Staatsanwalt und der Verteidiger überein
ſtimmend wirken ſollen, dann brauchten die keinen
Verteidiger. Der Vorſitzende unterbrach den Verteidiger und
bezeichnete das Auftreten des Verteidigers als perſönlich.
Letzterer verbat ſich aber, die Rechte der Verteidigung zu be
ſchränken.

Noch einmal zum Worte kommend, erklärt der Angeklagte
Simon im weinerlichen Tone: „Was ich gethan, habe ich
offen bekannt; ich habe auch tiefe Reue empfunden und bedaure
meinen Fehltritt. Den Wehle habe ich nicht zum Meineid
verleiten wollen er mag die mir zur Laſt gelegte Aeußerung
mit ſeinem Gewiſſen verantworten. Von der Anklage der
ſchweren Urkundenfälſchung bitte ich freigeſprochen zu werdenund im übrigen bitte ich um milde Strafe und Anrechnung

der Unterſuchungshaft. Berger behauptet, er habe nicht be
trogen. Winkelmann will nicht unlauter gehandelt und die
Urkundenfälſchung nicht im Bewußtſein der Rechtswidrigkeit
begangen haben, und die übrigen Angeklagten erklären ſich
für nicht ſchuldig und ſchließen ſich den Ausführungen ihrer
Verteidiger an.

tritt eine Pauſe ein.
ach erfolgter 1 ſtündiger Rechtsbelehrung zogen ſich die

Geſchworenen zurück. Jhre Beratung währte 3 Stunden und
das Verdikt lautete gegen Simon auf ſchuldig der Annahme
von Geſchenken e. in 8 Fällen, der Amtsunterſchlagung in
5 Fällen und des Betruges im Zuſammentreffen mit Ur-
kundenfälſchung in 2 Fällen; gegen Wehle auf ſchuldig desBetruges in Serbind mit Urkundenfälſchung. Die 4 An

geklagten, Domgall, Berger, Wieſinger und Spott
wurden für nichtſchuldig erklärt. Die gegen Simon gerichteten
Fragen auf ſchwere Urkundenfälſchung, Verleitung zum Mein-
eide und Untreue wurden verneint.

Der Staatsanwalt beantragte hierauf gegen Simon mit
Rückſicht auf die Gefährlichkeit ſeines Treibens und den Um
fang des ſtrafbaren Thuns eine Geſamtſtrafe von 5 JahrenGeſan nis und 5 Jahren Ehrverluſt; gegen Wehle,
der nächſt Simon ſehr ſtark an der Sache beteiligt iſt, ſechs
Monat Gefängnis und gegen Winkelmann 2 Monat
Gefängnis die übrigen 4 Angeklagten ſeien dem Geſchworenen-
ſpruch gemäß freizuſprechen. Die für ſchuldig erklärten
Angeklagten bitten um mildere Beſtrafung. Jhnen waren von
den Geſchworenen die mildernden Umſtände durchgängig zuge-
billigt worden. Der Zuhörerraum war bis zum letzten Augen
blick dicht gefüllt. Kopf an Kopf ſtanden die Delitzſcher Bürger
und warteten mit Spannung, wie die Sache, die ſo gewaltige
Erregung hervorgerufen hat, enden würde. Eine Gruppe
machte ihrem Herzen noch mit kräftigen Schimpfworten gegen
den Verführer Simon Luft und behauptete, die Strafe ſei viel
z niedrig; eine andere hingegen zeigte Mitgefühl mit dem ge-

rochenen Manne, der ſich mit niedergeſchlagenen Augen perma-
nent mit der rechten Hand die Stirn drückte. Nicht ſelten
fielen die Worte: „Ach, das paſſiert ja nicht bloß in Delitzſch,
das kommt ja allerwärts vor.“ „Wenn nur alles raus
käme“ c.

Punkt 7 Uhr verkündete der Gerichtshof das Urteil, wonach
gegen Simon dem Strafantrag gemäß eine Gefängnisſtrafe
von fünf Jahren nebſt Ehrverluſt von gleicher
Dauer, gegen Wehle eine Gefängnisſtrafe von ſechs Mo-
naten und gegen Winkelmann eine ſolche von drei Monaten
verhängt wurde. Domgall, Berger, Wieſinger und Spott
mußten freigeſprochen werden. Bei Simon wurden 4 Monat
durch die erlittene Unterſuchungshaft für verbüßt erklärt. Jn
der Urteilsbegründung hob der Vorſitzende hervor, daß durch
die That Simons, der den Treueid geleiſtet habe, das öffent-
liche Jntereſſe ſtark verletzt worden ſei. Er habe Geſchenke in
Beträgen über 700 M. angenommen und hat ein förmliches
Raubſyſtem gegen die Delitzſcher Bürger angewandt, Simon
habe ſich in einer außerordentlich groben Weiſe vergangen und
verdiente deshalb harte Beſtrafung; die beantragte Strafe er
ſchien nicht zu hoch. Bei Wehle und Winkelmann komme als
ſtrafmildernd in Betracht, daß ſie unter dem Einfluſſe Simons
gehandelt haben. Als ſtrafſchärfend ſei aber bei Winkelmann
erwogen worden, daß er Stadtverordneter war. Die Koſten
der freigeſprochenen Angeklagten fallen der Staatskaſſe, die
übrigen den Verurteilten zur Laſt.

hatzen, ſchon verhaftet war.

alles derſtehen, und wenn eri e h eder defes

habe gefagt, die Angeklagten waren

III. Gewerkſchaftskongreß.
Frankfurt a. M., 10. Mai.

D ritter Verhandlungstag.
(VormittagsSitzung.)

Legäien referiert über den dritten Punkt der Tagesordnung
Das Koalitionsrecht der deutſchen Arbeiter. Maniſt jetzt
daran, die kümmerliche Vereinsfreiheit der Arbeiter noch zu be
chränken. Graf Poſadowsky hat im Reichstag gefagt, bei uns,
n dem Lande des allgemeinen direkten und gen Wahl-
rechts, iſt das Koalitionsrecht entbehrlich. Die Aeußerung zeugt
nicht von tiefem ökonomiſchen Verſtändnis. Ja, wenn die Ar-
beiter bei uns noch etwas auf dem Wege der Geſetzgebung er
reichen könnten aber ich erinnere nur daran, daß der Bundes
ratstiſch im Reichstag völlig leer war, als der Antrag auf Ein
Brrr des achtſtündigen Normalarbeitstages verhandelt wurde.

ie Arbeiter brauchen das Koalitionsrecht, denn der Arbeitsvertrag iſt heute nicht mehr ein rein individueller. Die Geſetz
gebung erkennt das auch an, da ſie im S 153 der Gewerbe
ordnung theoretiſch das Koalitionsrecht anerkennt. Ausländer,
die den Wortlaut des S 153 vernommen haben, werden glauben,
wir hätten ein höchſt entwickeltes Koalitionsrecht. Sie hätten
recht, wenn bei uns Wortlaut und Handhabung der Geſetze
dasſelbe wären. Dazu kommt, daß ſchon der nächſte
der Gewerdeordnung den vorhergehenden teilweiſe aufhebt.Dieſer Paragraph e diejenigen ſchwer, die durch irgend
welchen Zwang Arbeitswillige an der Aufnahme der Arbeit zu
hindern verſuchen. Das iſt ein direkter Ausnahmezuſtand, denn
ſolche Vergehen ſind durch das allgemeine Strafgeſetzbuch zu
treffen. Schon im Jahre 1890 wollte man ſogar eine Ver-
Wagtng dieſes Paragraphen durchſetzen. Gewohnheitsmäßige
Beſchimpfung von Streikbrechern ſollte damals mit mindeſtens
einem Jahre Feſang beſtraft werden. Dr. Löwenfeld in
München ſchrieb in einer Kritik dieſer Vorlage, dieſe Strafe iſt
ja höher, als wenn jemand ſich den Kaiſer oder einen Bundes-
fürſten mehrmals zu beleidigen erkühnt. (Sehr gut.) Wenn ſo
etwas verſucht wird, dann ſieht man, von welchen Strömungen
unſere Geſetzgebung beherrſcht wird. Wir haben nur ein
Koalitiosrecht von r. Jn Hamburg hatvor einigen Jahren die Polizei z. B. die Vorſtandsſitzung des
Drechslerverbandes in meiner Wohnung überwacht. Und ähn-
liche Fälle ſind unzählige Male vorgekommen. Gewiß ſind
ſolche Vorkommniſſe oft von Gerichten für unzuläſſig erklärt
worden, aber ändert das etwas Was nutzt die nachträgliche,
ſpätere Desavouierung der Polizei? Das Koalitionsrecht iſt
zunächſt zum Teufel, der Schaden kann nicht mehr repariert
werden, der z. B. durch ungefertigte n von Verſamm-
lungen entſteht. Jn Sachſen iſt einmal eine Verſammlung auf-gelöſt worden, wie Singer, glaube ich, im Reichstag mitteilte,

weil ein Hund durch den Saal gelaufen iſt. (Heiterkeit.) Es
iſt doch bei Streikverſammlungen nicht zu vermeiden, daß auch
einmal ein Hund in die Verſammlung kommt. (Heiterkeit.)
Die Polizei geht dabei nur gegen Arbeiterorganiſationen vor,
nicht gegen Unternehmerorganiſationen. Der Zentralverband
deutſcher Jnduſtrieller übertritt täglich den de des preußiſchen
Vereinsgeſetzes, genau ſo liegt es bei dem Bunde der Jnduſtriellen
in Berlin. Dieſe Herren treiben in ihren Verſammlungen
Politik unter den Augen des Berliner Polizeipräſidenten, des
ſelben Polizeipräſidenten, der viele Arbeiterorganiſationen auf
Grund desſelben S 8 aufgelöſt hat. Jch thue dieſe Aeußerung
ausdrücklich, damit ſie der überwachende Beamte der Berliner
Polizei mitteilt. Jch hoffe aber nicht, daß künftig die Unter-
nehmer ebenſo behandelt werden, wie die Arbeiter. Der Reichs
kanzler hat ja auch ſein Verſprechen, die Aufhebung des 8 8
des Vereinsgeſetzes durchzuführen, noch nicht erfüllt. Er wird
es auch erſt erfüllen, wenn einmal die Unternehmer von der
Polizei dem Staatsanwalt überliefert würden. Jn demſelben
Augenblick würde der S 8 verſchwinden. (Sehr richtig.)

Jn England und Amerika beſitzen die Arbeiter ein wirkliches
Koalitionsrecht. Jn Frankreich beſteht ein ſchärferes Vereins-
geſes, aber nur auf dem Papier. Jn Frankreich wird allen
Arbeiter-Organiſationen laut Erlaß des Miniſters von 1885 oder
1886 den Behörden der größte Vorſchub geleiſtet. Jn unſeren
Regierungskreiſen beſteht über die Gewerkſchaften eine ganz
irrige Meinung. Graf von Paſodowsky hat einmal den weis-
heitsvollen Satz ausgeſprochen, die engliſchen und deutſchen
Gewerkvereine ſeien nichts als Streikvereine. Er kennt die
Gewerkvereine nicht. Wir haben die Regierung nicht einge-
laden zum Kongreß, weil wir ihr die geringe Zeit, die ſie für
uns hat, nicht noch dadurch ſchmälern, daß ſie uns einen Ab-
ſagebrief ſchreiben müßte. Aber die Regierung hätte immerhin
Gelegenheit gehabt, hierherzukommen. Wenn ſie ſich die zu
künftigen Zuchthäusler hätte anſehen wollen, ſie hätte ſie
hier ſehr gut beobachten können. (Sehr richtig Jch ſollte aber
meinen, die Regierung müßte auch r Mittel und Wege
finden, ſich über die Ziele und Zwecke der Gewerkſchaften zu
informieren. Die engliſchen Trades-Unions haben für Unter-
ſtützungszwecke 89 Millionen, für Streiks nur 28 Millionen
ausgegeben. Die deutſchen Gewerkvereine für humanitäre
Zwecke 6,6 Millionen, für Streiks nur 3,4 Millionen. Wie
kommt Graf J dazu, an verantwortungsvollſter Stelle
zu ſagen, die Gewerkvereine ſeien nichts als Streikvereine
Die Hebung der wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter liegt im
Intereſſe der Geſamtheit. Trotzdem droht das bekannte Zucht-
hausgeſetz. Wird die Anreizung zum Streik beſtraft, dann
iſt die Aufhebung des Koalitionsrechtes beſiegelt, dann hört
auch der Schein des Koalitionsrechtes auf. Die Anreizung
zum Streik iſt bei einem Streik nicht zu vermeiden. Das Geſetz
iſt noch nicht da. Es ſcheint, als ob das rechtzeitige Eingreifen
der Arbeiter der Regierung ſehr große Schwierigkeiten bereitet.Der Kaiſer hat in Deynhauſen am 6. September geſagt, der
Geſetzentwurf naht ſich ſeiner Vollendung. Heute haben wir
den 10. Mai und von der Vorlage iſt nur manchmal etwas zu
hören, nichts zu ſehen. Bald heißt es, der Entwurf liegt im
Bundesrat, bald wieder, er kommt an den Reichstag. Geſehen
hat noch keiner etwas davon. Heiterkeit. Es mag Leute
geben, die für Bezahlung denken und ſchreiben, aber ich kann
mir nicht denken, daß jemand gegen Bezahlung einen ſolchen
Geſetzentwurf ausarbeitet, freilich ebenſo wenig, daß jemand
aus Ueberzeugung ein ſolches Geſetz einbringt. Soll freilich
das Geſetz gleichmäßig gegen Arbeiter und Unternehmer ange-
wandt werden, dann her mit den Zuchthausgeſetz,
dann ſind wir unſere Fabrikanten bald alle los.
Sehr richtig.) Durch geſetzliche Maßregeln wird ſich der Drang

der Arbeiter nach Organiſation nicht eindämmen laſſen. Die
Geſchichte der Arbeiterbewegung aller Länder beweiſt es, nicht
bloß die ausländiſche, ſondern a die deutſche, wie die mittel-
alterliche Geſellenbewegung beweiſt und Schönlank in ſeinem
Buche über Geſellenkämpfe in Nürnberg. nachweiſt. Wir
wünſchen keinen S ergdator wir wünſchen ruhige Ent-
wickelung. Selbſt wenn die Organiſationen ſozialdemokratiſch
wären, was ſie nicht ſind, hätte die Rerupg kein Recht, uns
unter eine Ausnahmerecht zu ſtellen. Wir halten die Arbeiter
Bewegung für einen überaus ſtaatserhaltenden Faktor, das
Treiben gewiſſer Unternehmer für umſtürzend. Wir Gewerk-
ſchaftler ſind für ruhige Entwicklung, wir halten die Herbei-
führung einer beſſeren Geſellſchaftsordnung nur für möglich,
wenn die Arbeiter gut genährt, geiſtig entwickelt ſind. Ver-
hindert man uns fortgeſetzt an der Erreichung beſſerer Lohn-
Bedingungen, ſo iſt es möglich, daß das Proletariat verkommt,
nicht aber iſt es möglich, den revolutionären Drang der Ar-
beiterklaſſe zu beſeitigen. Kommt die Zuchthausvorlage, ſo
werden wir uns einrichten r aber ungefährlicher werden
wir nicht werden. Wären unſere herrſchenden Gewalten klug,
ſie ließen ab von dem Keſſeltreiben gegen die Arbeiter. Jch
ſpreche gewiß in Einverſtändnis, wenn ich ſage: Wir
bleiben die alten. Wir formieren die eſationen wie wir
es wünſchen. Wir werden den Kampf fortführen und werden
ſehen, wer Sieger bleibt. (Lebhafter Beifall.)

Darauf wird folgende Refolution ohne Debatte ein
ſtimmig angenommen.

Der Gewerkſchaftskongreß erklärt:
„Da der Arbeitsvertrag heute kein individueller mehr iſt,

ondern infolge der Beſchäftigung Wö Maſſen von Ar
eitern durch einen Unternehmer ein korporativer ſein muß,
o iſt es ein Erfordernis der natürlichen Gerechtigkeit, da
en Arbeitern die Freiheit der Vereinigung zum Abſchlu

d gemeinſam vereinbarten Arbeits Vertrages gegeben
wird.

Die Vorenthaltung dieſes Rechtes der Vereinigung iſt deroffenkundige Aale keit daß die geſetzgebenden Faktoren

eines Staates beabſichtigen, das Unternehmertum zu bevor-
ugen und die Arbeiterſchaft zu hindern, durch korporativenAbſchluß des Arbeitsvertrages die möglichſt günſtigſten Lohn-

und Arbeitsbedingungen z erlangen.Es genügt aber midt, aß das Koalitionsrecht in der Ge
etzgebung anerkannt wird, ſondern es müſſen alle Geſetzes
eſtimmungen, die der Ausnützung dieſes geſetzlich anerkann-

ten Rechtes entgegenſtehen, beſeitigt werden.
„Jn Deutſchland (mit Ausnahme weniger Bundesſtaaten)

führt die Unterſtellung der gewerkſchaftlichen Organiſationenunter die, eine San des Vereins- und Verſamm-
lungsrechtes bezweckenden Vereinsgeſetzes, dazu, daß die Aus
übung des im S 152 der Gewerbeordnung garantierten Kog-
litionsrechtes von dem guten oder r Willen der Poli-
behörden abhängig iſt. Dieſe handeln aber keineswegs naeinheitlichen betecen Grundſätzen, ſondern laſſen es zu, da

die UnternehmerOrganiſationen ungehindert und ungeſtra
die vereinsgeſetzlichen Beſtimmungen übertreten können, wäh-

rend den h r durch fortgeſetzte Eingriffeder Behörden die Ausübung ihrer Thätigkeit nicht nur er
ſchwert, ſondern vielfach n unmöglich gemacht wird.

Die neuerdings zigen die Gewerkſchaften zit Aus
s ie angeblich dem Schutze der ſogen. Ar-

beitswilligen dienen ſoll, muß als ein neuer Verſuch, eine Beſchränkung des Koalitionsrechtes herbeizuführen, angeſehen
werden, weil dadurch, daß von 1892 bis 1898 von je 1000
Streikenden nur 8,3 wegen Vegehen bei Streiks beſtraft
worden ſind, während durchſchnittlich in Deutſchland auf
1000 ſtrafmündige Perſonen 10,8 Beſtrafte kommen, aus-
reichend erwieſen wird, daß eine ſolche Geſetzgebung nicht
notwendig iſt.

Die in dem Gewerkſchaftskongreß vereinigten Vertreter der
gewerkſchaftlichen Zentralverbände erklären, daß in ihrer
r Teil langjährigen Praxis im Gewerkſchaftsleben die Erahrung n haben, daß die d ür das Aus

treiks in den meiſten Fällen die Unternehmer
ifft.

ie in den S v r organiſierten Arbeiterund Arbeiterinnen haben in allen Fällen eine friedliche Ver
einbarung über die Lohn und e its bedingungen mit den
Unternehmern herbeizuführen geſucht, ehe ſie zum Streik
griffen oder zur Arbeitseinſtellung aufforderten.

ie Unternehmer haben, mit wenig Ausnahme, ganz im
Sinne der im deutſchen Staatsleben vorherrſchenden Ten-
denz, es rückſichtslos zurückgewieſen, die Organiſationen der
Arbeiter als berechtigten Faktor bei der Fe ſang der Ar
bedingungen anzuerkennen jede friedliche Verſtändigun
wiſchen Unternehmer und Arbeiter verhindert und dadur
ie Arbeiter zum Streik angereizt.
Der Gewerkſchaftskongreß erklärt, von dieſer, aus der Erſam gewonnenen Erkenntnis ausgehend, daß eine Ver

chärfung der auf die Streiks Bezug habenden, v die Ar
beiter gerichteten Strafbeſtimmungen, beſonders die in Aus-
ſicht genommene Beſtrafung der Arbeiter, welche zu einem
Strei Wer gleichbedeutend W mit einer völligen Auf
hebung der durch harſſt der G.-O. gewährten Koalitions-
reiheit, die durch ärfſte Auslegung der Strafbeſtimmungen
es 8 153 der G.-O. ſeitens der Gerichte, dur nwendun

der Vereinsgeſerachuns auf die Gewerkſchaften und dur
die heute übliche Polizeipraxis ohnehin auf ein äußerſt ge
ringes Maß herabgedrückt iſt.

er Gewerkſchaftskongreß proteſtiert energiſch gegen den
Gedanken, daß zumeiſt von der Verzweiflung über ihre Vot-
lage getriebene, für ſich und ihre Familien um eine beſſere
Exiſtenz ringende Arbeiter, welche zum letzten ihnen zur Ver
fügung ſtehenden Mittel, der Arbeitseinſtellung, greifen und
ihre Arbeitsgenoſſen zu gleichem Thun auffordern, dem Verbrecher ſei geachtet und mit Zuchthausſtrafe bedroht wer
den ſollen.

Hamburg. C. Legien.“(Fortſetzung folgt.)

brechen eines

Provinzielles.

Dölau. Die hieſige Filiale des ArbeiterBildungs- Vereins von Halle und Umgegend hält morgen,
Sonntag ihr erſtes Vergnügen im Gaſthaus zur Dölauer Heide
ab. Das Vergnügen beſteht in Theater, Zither-Konzert, Geſang
und Ball. Da auch die halleſchen Mitglieder das Feſt mit ihrem
Beſuch beehren, darf auf zahlreiche Teilnahme der Arbeiter von
Dölau und Umgegend geſchloſſen werden.

Weißenfels. Zum Maurerſtreik. Am Mittwoch reiſten
ſämtliche 13 Jtaliener, welche am Dienstag die Arbeit auf-

enommen hatten, wieder ab. Die Unternehmer, welche von
resden geholt und dann erſt nach Naumburg gebracht hatten,

atten wohlweislich vgaſchrgtegen daß hier Streik ſei. Die
taliener erklärten, daß ſie ſchon zweimal r Art

hintergangen worden wären und ihren deutſchen Brüdern nicht
in den Rücken fallen wollten. Das Schmierblatt ſchreibt natür
lich: Die hiſſigen ſtreikenden Maurer haben ſich einen Dolmetſcher
kommen laſſen, welcher die Jtaliener bewogen hat, die Arbeit
niederzulegen. Auch ſchreibt es, daß die Verſammlungen W
beſucht ſind, verſchweigt natürlich, daß über 100 Mann abgereiſt
ind. Heute hatten wir 7 Mann Zuzug (Jtaliener) zu verzeichnen.
datürlich leiſtet ſich Herr Grünbein, welcher auch auf dieſe Art

etwas Geld verdient, e Jm Kreisblatt ſucht der
Architekt Meienberg „gute Bauarbeiter von 18 Jahren an, welche
Luſt haben, das Maurerhandwerk zu erlernen“. Dieſe „guten
Bauarbeiter“ ſollen alſo Maurer werden und dadurch Herrn
Meienberg aus der Patſche helfen. Und welchen Lohn verſpricht
ihnen der m e Herr Meienberg? 22 Pfennige pro
Stunde! Wenn da die guten Bauarbeiter nicht in Scharen
herbeiſtrömen dann wiſſen ſie einfach Unternehmerhumanität
nicht zu ſchätzen. Daß das Kreisblatt tagtäglich, getreu ſeiner
Miſſion als Schirmerin aller kapitaliſtiſchen Machenſchaſten, die
Streikenden mit Kot bewirft, nimmt nur den wunder, der
noch nicht weiß, daß die Kreisblätter neben ihrer geldeinbringenden
„amtlichen Thätigkeit“ auch noch die allerdings manchmal nicht
ſo leichte Aufgabe haben, die Arbeiterbewegung mit allen guten
und ſchlechten Mitteln zu diskreditieren. Wenn unter dieſen
Umſtänden den Kreisblättern hier und da eine Gemeinheit gegen
die Arbeiterbewegung unterläuft, ſo darf man dies den edlen
Organen für Thron und Altar nicht übel nehmen. Und in
dieſem Sinne muß man auch die Ausfälle des Kreisblattes
gegen die ſtreikenden Maurer betrachten.

Zeitz. Jm Arbeiter-Bildungs-Verein wird am Dienstag,
den 16. d. M., Herr A. Laube aus Srgit ſprechen über „Die
Entſtehung der Leibeigenſchaft und Hörigkeit in
Der Vortrag wird die Vergangenheit des deutſchen Bauern
ſtandes beleuchten und W höchſt intereſſant zu werden.
Herr Laube iſt den Mitglie ern ſehr gut bekannt aus dem Jahre
1892, wo er im „Heiteren Blick“ einen Vortrag hielt über die
Entſtehung der Erde, der durch Lichtbilder illuſtriert wurde.
Die on Verſammlung am Dienſtag Abend findet im Vereinse

okal Reſtaurant zum Felſenkeller“ in d briGäſte alen Zutritt. Self r“ in der Fabrikſtraße ſtatt.
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